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Liebe Kolleginnen und Kollegen,
REFUGIO München hat eine Online-Petition an die Bay-
erische Staatsregierung und die Mitglieder des Baye-
rischen Landtags initiiert: Schaffung der gesetzlichen 
Grundlagen für einen menschenwürdigen Umgang mit 
Flüchtlingen und entsprechende Umsetzungsschritte.
Wir bitten Euch, diese Petition zu unterstützen.
Zur Petition gelangt ihr über 
http://www.refugio-muenchen.de/
Herzlichen Dank! Eure DDS-Redaktion
Beitragsquittung 2013
Die Februar-Ausgabe 2014 der »Erziehung und Wissen-
schaft« wird wieder als Beilage in ihrem Umschlag die 
Beitragsquittung für das Jahr 2013 enthalten.
Wir bitten deshalb um Aufmerksamkeit.
Diese Beitragsquittung enthält naturgemäß persönliche 
Daten und muss dementsprechend vor fremden Blicken 
geschützt werden. Sie wird aus diesem Grunde wieder durch 
Perforation bzw. Verklebung wie ein Brief verschlossen. 
Wer trotzdem Datenschutzbedenken hat und die Quittung 
nicht auf diesem Wege zugeschickt bekommen will, möge 
dies bitte bis spätestens 15. Dezember 2013 in der GEW-
Landesgeschäftsstelle melden: 
GEW Bayern, Schwanthalerstr. 64,  80336 München
Fax: 0 89 - 5 38 94 87
E-Mail: mitgliederverwaltung@gew-bayern.de 
Sie bzw. er wird dann vom Versand der Beitragsquittung 
ausgenommen. Wenn trotzdem eine Beitragsquittung 
gewünscht wird, muss diese extra in der Geschäftsstelle 
angefordert werden: 
Tel. 0 89-54 40 81-0 oder info@gew-bayern.de
Wichtig! ... Wichtig! ... Wichtig! ... Wichtig! ... Wichtig! ... Wichtig!
Liebe Leserin, lieber Leser,
die DDS-Redaktion macht – wie in jedem Jahr – im Januar 
eine kleine Pause. Das bedeutet: Die nächste DDS wird erst 
im Februar 2014 in den Briefkästen liegen.
Wir wünschen Euch/Ihnen allen erholsame Feiertage und uns 
allen einen möglichst guten Beginn des Jahres 2014.       
Die Redaktion
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Wer sich die aktuellen Gehaltstabel-
len zum TVöD anschaut, stellt fest: Die 
letzte Erhöhung gab es zum August 2013, 
weitere sind in den Flyern bisher nicht 
vorgesehen. Können sie auch nicht, denn 
sie sind noch nicht ausgehandelt. Dies 
soll im Frühjahr 2014 passieren, bis dahin 
steht aber noch viel Arbeit ins Haus.
Erste Signale der Arbeitgeberseite 
deuten darauf hin, dass es eine harte Ta-
rifrunde werden könnte, in der die Be-
schäftigten wieder einmal zeigen müs-
sen, dass sie für ein deutliches Plus be-
reit sind zu kämpfen. Deswegen laufen 
die Vorbereitungen in den Gremien und 
Büros der GEW bereits auf Hochtouren: 
Die Landestarifkommission in Bayern hat 
sich schon mit der TVöD-Runde 2014 be-
fasst, beim Hauptvorstand werden die 
Verhandlungen vorbereitet und die GEW-
Postkartenaktion an die Politik »Erziehe-
rinnen verdienen mehr« war ein Erfolg 
und hat gezeigt, wie wichtig uns das The-
ma ist. Ab Dezember werden dann auch 
die GEW-Mitglieder wieder über Forde-
rungen (hauptsächlich wohl finanzieller 
Art, der Mantel ist derzeit ungekündigt) 
zur Tarifrunde diskutieren.
TVöD als Leitwährung: 
Viele sind betroffen – 
auch bei den Kirchen!
Insgesamt viel Arbeit, denn betroffen 
sind nicht nur die Beschäftigten, die un-
mittelbar bei Bund und Kommunen ange-
stellt sind (z. B. in städtischen Kitas oder 
den Jugendämtern), sondern auch GEW-
Mitglieder, deren Arbeitsvertrag auf dem 
TVöD basiert (viele freie Träger und klei-
ne Vereine) oder bei denen wir als Ge-
werkschaft einen Haustarifvertrag mit 
engem Bezug zum TVöD abgeschlossen 
haben. Dazu kommen die Beschäftigten 
der Caritas, deren AVR unmittelbar auf 
dem TVöD basiert.
Aber auch alle sonstigen Beschäftigten 
des Sozial- und Erziehungsdienstes sind 
betroffen, denn die Tabellen des TVöD ge-
ben schlicht unseren »Marktwert« wie-
der: Warum sollte ich bei der Diakonie 
bleiben, wenn im städtischen Kindergar-
ten nebenan mehr gezahlt wird, die Be-
dingungen besser sind und dazu auch 
noch dringend Leute gesucht werden? 
Ein guter Abschluss im TVöD ist also 
auch für die von großem Interesse, die 
nicht unmittelbar betroffen sind. Umso 
wichtiger ist es, dass sich diesmal noch 
mehr Menschen beteiligen als 2012, 
denn nur so ist es möglich, den Druck auf 
die Arbeitgeber aufrechtzuerhalten und 
– fast noch wichtiger – unser Anliegen 
auch in die breite Öffentlichkeit zu tra-
gen! Denn vielen Menschen in Deutsch-
land ist eigentlich klar, dass im Sozial- und 
Erziehungsdienst viel zu schlecht bezahlt 
wird, und die meisten Eltern wollen, dass 
gut ausgebildetes Personal sich um ihre 
Kinder kümmert. Deswegen müssen wir 
unsere Unzufriedenheit bei Bezahlung 
und bei den Arbeitsbedingungen sichtbar 
machen. 
Aktionen frühzeitig andenken, 
Kolleg*innen mitnehmen
Dazu gehört, sich frühzeitig mit den 
Kolleg*innen darüber zu verständigen, 
ob man als Team oder Gruppe dabei sein 
möchte. Streiken dürfen (wenn es dann 
hart auf hart kommen sollte) zwar auch 
diesmal nur die Beschäftigten, die un-
mittelbar unter den TVöD fallen, mitma-
chen kann und darf aber jede*r: Eine 
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kreative Mittagspause, in der man die 
Kolleg*innen über die Tarifrunde infor-
miert oder die Eltern für das Thema sen-
sibilisiert, kann jede*r machen. Und in 
der Freizeit kann einem/r sowieso kein/e 
Chef*in der Welt verbieten, sich an einer 
Demo für bessere Arbeitsbedingungen zu 
beteiligen.
Wenn man im Team etwas machen 
möchte, z. B. sich darüber einig ist, dass 
man streiken will, geht es an die konkrete 
Planung. Dazu macht es Sinn, sich recht-
zeitig an die GEW zu wenden, um wichti-
ge Fragen vorab zu klären. Das Sozialpäd-
agogische Büro der GEW Bayern ist dabei 
für alle Teams der richtige Ansprechpart-
ner, egal ob städtisch oder kirchlich!
GEW-Mitglieder fordern: 
Eingruppierungsmerkmale 
auf den Prüfstand!
In einer Online-Befragung im Dezem-
ber 20121 hat die GEW alle ihre Mitglie-
der aus dem TVöD-Bereich zu ihren Erfah-
rungen mit der 2009 eingeführten, an Tä-
tigkeitsmerkmalen orientierten S-Tabel-
le des Sozial- und Erziehungsdienstes be-
fragt. Die Ergebnisse waren eindeutig: Ein 
Großteil der betroffenen GEW-Mitglieder 
befürwortet die eigene Tabelle, sieht da-
rin Chancen, die eigene Profession aufzu-
werten. Zugleich zeigte sich, dass es bei 
der Eingruppierung in der Praxis manch-
mal zu Schwierigkeiten und Ungerechtig-
keiten kommt und die Tätigkeitsmerkma-
le an manchen Stellen nicht mehr zeitge-
mäß sind. Auf ihrem Gewerkschaftstag 
2013 hat die GEW deswegen einen Be-
schluss2 gefasst, der die Richtung bei Ta-
rifverhandlungen in diesem Bereich vor-
geben soll: Die GEW will sich dafür einset-
zen, dass die S-Tabelle über die S18 hin-
aus erweitert wird, um auch die EG14 und 
15 aus der regulären Tabelle abzubilden. 
Dazu sollen die Merkmale zur Eingrup-
pierung der Kita-Leitungen und der Stell-
vertretungen auch die Zahl der zu beglei-
tenden Mitarbeiter*innen berücksichti-
gen und sich nicht mehr wie bisher allei-
ne auf die Kinderzahl stützen. Auch sollen 
die neuen Bachelor- und Masterabschlüs-
se sowie die Fachberatung und Fachauf-
sicht im Bereich der frühkindlichen Bil-
dung eine eigene Regelung erhalten.
Im Bereich der sozialen Arbeit muss es 
zukünftig eine eigene Eingruppierung für 
die Schulsozialarbeit geben, die die be-
sonderen Anforderungen des Tätigkeits-
feldes berücksichtigt, und die »schwieri-
ge fachliche Tätigkeit« muss neu definiert 
werden, damit mehr Kolleg*innen eine 
Chance haben, für ihre Arbeit auch ange-
messen entlohnt zu werden.
Auch sollen Fort- Und Weiterbildun-
gen angemessen berücksichtig werden, 
1  »Erzieherinnen verdienen mehr! Ergebnisse der GEW-
Online-Umfrage zur Eingruppierung im Sozial- und Er-
ziehungsdienst«, GEW-Hauptvorstand, April 2013.
damit sie z. B. zu einem schnelleren Stu-
fenaufstieg führen.
Große Ziele – nur gemeinsam 
erreichbar!
Mit dieser Beschlusslage hat sich die 
GEW selbst verpflichtet, weiterhin eine 
eigenständige und tatkräftige Tarifarbeit 
im Sozial- und Erziehungsdienst zu leis-
ten. Aber Beschlüsse können nur wir-
ken, wenn sie mit Leben gefüllt werden. 
Die Tätigkeitsmerkmale sind frühestens 
Ende 2014 kündbar, könnten aber auch 
bei dieser Runde (z. B. im Rahmen ei-
nes »Tauschgeschäfts«) eine Rolle spie-
len. Daher ist es wichtig, bereits jetzt 
über mögliche Änderungen bei der S-Ta-
belle zu diskutieren, um diese zeitnah in 
die Verhandlungen einbringen zu kön-
nen. Eines aber kann auch ein schöner 
und wichtiger Beschluss nicht erreichen: 
Durchgesetzt werden muss jede Ände-
rung an der Basis! Nur wenn sich viele be-
teiligen, werden wir gemeinsam gute und 
faire Arbeitsbedingungen im Sozial- und 
Erziehungsdienst erkämpfen können – 
egal ob beim Gehalt, bei der Eingruppie-
rung oder bei den Arbeitsbedingungen!
2  Der Beschluss kann im Wortlaut beim Sozialpädagogi-
schen Büro angefordert werden und ist auch auf der 
Homepage der GEW zu finden.
von Björn Köhler
Leiter des 
Sozialpädagogischen Büros 
der GEW Bayern
Im April 2012 wurde die Tarifrun-
de zum TVöD durch die Zustimmung ei-
ner großen Mehrheit der betroffenen 
Mitglieder zum ausgehandelten Ergeb-
nis beendet. Gerade einmal zwei Warn-
streiktage waren damals nötig, um die 
Arbeitgeber zur Aufgabe ihrer bis da-
hin an den Tag gelegten Verweigerungs-
haltung zu zwingen und eine Erhöhung 
der Löhne und Gehälter auf insgesamt 
rund 6,5 % durchzusetzen. Auch wenn 
dieses Ergebnis erst im Laufe von zwei 
Jahren in drei Schritten umgesetzt wur-
de – die letzte Erhöhung von 1,4 % gab 
es im August 2013 –, wurde damit ein 
kleiner Reallohnzuwachs erreicht. Nun 
läuft der Tarifvertrag zu den Entgelt-
tabellen zum 28. Februar 2014 wieder 
aus und uns steht eine neue Tarifrun-
de zum TVöD bevor. Björn Köhler hat im 
vorstehenden Artikel schon darauf hin-
gewiesen: Das Wehklagen der öffentli-
chen Arbeitgeber in Bund und Kommu-
nen wegen der Forderungen der Ge-
werkschaften hat schon begonnen, und 
dies trotz der erwarteten Rekordsteuer-
einnahmen, die im Wahlkampf 2013 im-
mer wieder beschworen worden waren 
und die auf eine positive wirtschaftliche 
Entwicklung hinweisen. Den Beschäftig-
ten reicht indes schon ein Blick auf die 
gestiegenen Preise bei Mieten, Ener-
gie, Lebensmitteln und vielem anderen 
mehr, um festzustellen, dass eine Real-
lohnerhöhung dringend notwendig ist. 
Dazu passt eine Schlagzeile, die im Sep-
tember in vielen Zeitungen stand: Die 
diesjährigen Lohnerhöhungen würden 
von der aktuellen Geldentwertung mehr 
oder weniger »aufgefressen«.
Mehr Geld für gute Arbeit!
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von Anton Salzbrunn
Stellvertretender Vorsitzender 
der GEW Bayern,
zuständig für Tarifpolitik
Das sind die Fakten:
n Die durchschnittliche Steigerung al-
ler Tariflöhne liegt 2014 bei ca. 2,8 %. 
Im Bereich des TVöD allerdings fällt 
die Lohnsteigerung von März 2013 
bis Februar 2014 mit rund 2 % ge-
genüber 3,5 % in 2012 bescheidener 
aus.
n Die unterdurchschnittlichen Entgelt-
erhöhungen im letzten Jahrzehnt 
führten zu Reallohnverlusten. Die als 
Argument von den Arbeitgebern an-
geführten desolaten Haushaltslagen 
wurden aber durch Steuergeschenke 
und Steuersenkungen von CDUCSU-
FDPGrüneSPD verursacht (z. B. durch 
Absenken des Spitzensteuersatzes, 
Aussetzen der Vermögenssteuer, Än-
derung der Kapitalertragsteuern zu-
gunsten der Unternehmen usw.). 
n Diese Reallohnverluste konnten 
durch bessere Tarifabschlüsse in den 
vergangenen Jahren, mit denen ein 
leichter Reallohnzuwachs erreicht 
wurde, nicht ausgeglichen werden.
n Die Entgelte der TVöD-Entgelttabel-
le werden ab Januar 2014 im Durch-
schnitt 1,88 % unter jenen der TV-L-
Entgelttabelle liegen.
n Nach Aussage der Wirtschaftsfor-
schungsinstitute wird mit einer Stei-
gerung der Verbraucher*innenpreise 
in der gleichen Höhe wie 2013 ge-
rechnet, das heißt diese erhöhen 
sich um 1,5 bis 1,6 %. Dabei werden 
die Preiserhöhungen für jenen Wa-
renkorb, mit dem für die unteren 
Einkommen gerechnet wird, auch 
2014 deutlich höher liegen, nicht zu-
letzt wegen der überproportional 
steigenden Kosten für Mieten, Ener-
gie und Lebensmittel.
n Der verteilungsneutrale Spielraum 
(berechnet aus der Inflationsrate 
und der Steigerung des Bruttosozial-
produkts) wird allein für 2014 deut-
lich über 3 % liegen.
n Auch 2014 ist weiter mit guten Steu-
ereinnahmen und strukturell ausge-
glichenen öffentlichen Haushalten zu 
rechnen. 
n Die zugegebenermaßen desolate 
Haushaltslage vieler Kommunen hin-
gegen, mit welcher die Arbeitgeber-
seite ständig argumentiert, ist die 
Folge der bereits oben erwähnten 
Steuergeschenke und steuerlichen 
Fehlentwicklungen, die in manchen 
Kommunen auch hausgemacht sind. 
Die daraus folgenden Mindereinnah-
men dürfen nicht zu Lasten der Be-
schäftigten gehen!
GEW-Tarifkommissionen 
diskutieren die Forderungen
Damit ist offensichtlich: Eine kräftige 
Reallohnerhöhung ist angesagt! 
Das sieht auch die Bundestarifkom-
mission Bund/Kommunen (BTK-BK) der 
GEW so. Bei ihrem Treffen am 24. Okto-
ber ist »eine signifikante Einkommens-
steigerung (als) das vorrangige Ziel für 
die Tarifrunde 2014« erklärt worden. 
Die Landestarifkommission (LTK) 
der GEW Bayern kam zuvor schon zu ei-
nem ähnlichen, aber konkreteren Ergeb-
nis. Sie schlägt eine Forderung um die 
6,5 %, mindestens jedoch 200 EUR bei 
einer einjährigen Laufzeit der Tabellen-
entgelte vor. Für Ballungsräume hat die 
LTK zusätzlich die Tarifierung einer Bal-
lungsraumzulage ins Gespräch gebracht. 
Denn was die Stadt München wegen der 
höheren Lebenshaltungskosten ohnehin 
schon macht, wird in Städten wie Erlan-
gen, Nürnberg, Regensburg, Augsburg 
oder Ingolstadt aufgrund des auch dort 
immer teurer werdenden Lebens eben-
falls notwendig. 
Nicht zuletzt empfiehlt die LTK die In-
tegration von LOB (leistungsorientierte 
Bezahlung) in die Tabellenentgelte. 
Abgelehnt werden »Kompensations-
geschäfte« z. B. bei der Arbeitszeit. Eine 
Erhöhung der Arbeitszeit kommt weder 
für die LTK noch für die BTK-BK infrage. 
Vielmehr gilt es, die ohnehin steigende 
Belastung der Beschäftigten im öffentli-
chen Dienst, und hier besonders in den 
Kitas, Jugendämtern, Horten usw., zu 
senken. Hier arbeiten viele Kolleg*innen 
ohnehin schon an ihrer Belastungsgren-
ze. 
Auch wenn mit der Forderung der 
Tarifkommissionen die Reallohnverluste 
des vergangenen Jahrzehnts nicht aus-
geglichen würden, wäre mit ihrer Durch-
setzung schon viel erreicht. Ein Vergleich 
der Einkommen von Erzieher*innen und 
Sozialpädagog*innen mit denen in der 
Industrie macht den Aufholbedarf of-
fensichtlich.
Erzieher*innen werden
überall dringend gesucht
Hinzu kommt: Noch nie war die 
Nachfrage nach qualifizierten Fachkräf-
ten in diesem Bereich so hoch wie zur-
zeit und der einschlägige Arbeitsmarkt 
derart »leergefegt«. Die Stellenanzeigen 
in den Tageszeitungen, Fachzeitschriften 
oder auf den Internetseiten der Arbeit-
geber sprechen eine deutliche Sprache. 
Da kann sich eigentlich kein Arbeitgeber 
eine Verweigerungshaltung erlauben. Es 
liegt an der Einsatzbereitschaft der un-
mittelbar betroffenen Kolleg*innen im 
Sozial- und Erziehungsdienst, bei der an-
stehenden Tarifrunde ein gutes Ergebnis 
zu erzielen!
Tarifrunde TVöD 2014 – 
Wen betrifft´s?
1. Unmittelbar Beschäftigte bei
 n Bund & Kommunen
 n allen Arbeitgebern, die Mitglied   
 im VKA* sind (z. B. einige Lebens- 
 hilfen)
2. Mittelbar Beschäftigte bei allen 
 n Arbeitgebern mit Haustarifvertrag  
 auf Grundlage des TVöD
 n kirchliche Einrichtungen 
  (u. a. auch Caritas & Diakonie)
 n Arbeitgeber, die in ihren Entgeltre- 
 geln Bezug auf den TVöD nehmen
  (z. B. Einrichtungen des Paritäti-
  schen Wohlfahrtsverbands)
 n in deren Arbeitsvertrag auf den   
 TVöD Bezug genommen wird
3. Beamt*innen bei Bund und Kommunen 
– durch Übernahme der tariflich ver-
einbarten Entgelterhöhungen in deren 
Besoldungstabellen
* VKA = Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberver-
bände (in Bayern KAV = Kommunaler Arbeitgeberver-
band Bayern)
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Beim letzten Streik habe ich im Streik-
büro der GEW München immer wieder 
Anrufe mit den gleichen Fragen bekom-
men. Schließlich kam ich auf die Idee, die 
Fragen, die immer wieder für Unsicher-
heit sorgen, zu sammeln. 
Die folgenden Fragen und Antwor-
ten sind nicht vollständig, aber vielleicht 
nützen sie euch, wenn in euren Betrie-
ben mit Beginn des nächsten Jahres ein 
Streik näher rückt. Und vielleicht unter-
stützen sie auch Streikkomitees in an-
deren Bezirken. Und wenn Fragen offen 
bleiben? Kein Problem, meldet euch ein-
fach bei den Streikbüros vor Ort, bei den 
Geschäftsstellen der GEW-Bezirke oder 
in der Geschäftsstelle des GEW-Landes-
verbandes.
Streik – Mein gutes Recht
Streiken – Darf ich das überhaupt? 
 Das Streikrecht ist ein Grundrecht 
(Art. 9 Abs. 3 GG). Dabei gibt es kei-
nen Unterschied zwischen Warnstreik 
und Vollstreik. Alle Kolleg*innen dür-
fen sich an rechtmäßigen Streiks be-
teiligen. Benachteiligungen durch 
den Arbeitgeber wegen der Teilnah-
me an Streiks sind verboten.
Mein Chef will mir das Streiken ver- 
bieten!
 Wenn du aufgerufen bist und der 
Streik rechtmäßig ist, kann dir dein 
Chef das nicht verbieten und er darf 
dich im Betrieb auch nicht dafür be-
nachteiligen.
Wann darf gestreikt werden?
 In der BRD gelten nur die Streiks als 
legal, die außerhalb der Friedens-
pflicht und zu Tariffragen stattfinden. 
Und selbst dann darf nur gestreikt 
werden, wenn dazu offiziell aufgeru-
fen wurde.
Wer ist wann zum Streik aufgerufen?
 Es sind alle von einer sozial mächti-
gen, tariffähigen Gewerkschaft (z. B. 
DGB-Gewerkschaften) aufgerufenen 
Kolleg*innen betroffen. Sie müssen 
dazu nicht Gewerkschaftsmitglied 
sein. Dabei sollte jedoch der Streik-
aufruf genau beachtet werden, denn 
nicht immer sind gleichzeitig ganze 
Branchen aufgerufen. Oft sind es Teil-
bereiche zu unterschiedlichen Zeiten, 
je nach Streikstrategie.
Was bedeutet Friedenspflicht?
 Besteht ein Tarifvertrag, gilt die Frie-
denspflicht. Solange sie gilt, darf nicht 
gestreikt werden. Mit der Kündigung 
des Tarifvertrags durch eine Tarifpar-
tei endet sie. Die Kündigung kann 
vorzeitig oder nach Ablauf der Lauf-
zeit des Tarifvertrages ausgesprochen 
werden. Wird er nach Ablauf der Lauf-
zeit nicht gekündigt, läuft er in beider-
seitigem Einverständnis – also auch 
ohne Streik – weiter.
Dürfen wir als Beamt*innen streiken?
 Die Situation ist unklar, der DGB 
und die GEW sagen: »Die Meinun-
gen zum Streikrecht für Beamte ge-
hen weit auseinander. Dem Wort-
laut des Grundgesetzes ist keine Be-
schränkung des Grundrechts zu ent-
nehmen. Und doch kommt das Bun-
desverfassungsgericht zu der Auffas-
sung, dass das Streikrecht für Beamte 
beschränkt sei. Das Streikverbot wird 
in erster Linie damit begründet, dass 
Art. 33 Abs. 5 GG vorsieht, das Be-
rufsbeamtentum unter Berücksichti-
gung der hergebrachten Grundsätze 
anzuwenden. Und danach stehe es 
Beamten nicht zu, sich an kollektiven 
Kampfmaßnahmen (Streik) zu beteili-
gen.
 Diese Rechtsauffassung wird von 
den Gewerkschaften (aber auch von 
zahlreichen Rechtswissenschaftlern) 
nicht geteilt. Nach ihrer Auffassung 
kann Art. 33 Abs. 5 GG nicht hö-
her gestellt werden als ein Grund-
recht. Immerhin hat das BVerfG aber 
entschieden (BvR 1213/85 vom 12. 
März 1993), dass der Streikbrecher-
einsatz von Beamtinnen und Beam-
ten verfassungswidrig ist.« Sich mit 
den Streikenden solidarisch zu erklä-
ren und diese Solidarität auch zu de-
monstrieren, z. B. durch Besuch von 
Streikbüros, Teilnahme an Demons-
trationen usw., sollte aber auch für 
Beamt*innen eine Selbstverständ-
lichkeit sein. 
Ich arbeite in einem Betrieb, der nur an 
den TVöD angelehnt ist. Darf ich strei-
ken?
 Leider nicht. Aber auch hier gilt: Du 
profitierst von den Tarifabschlüssen, 
für die deine Kolleg*innen im öffent-
lichen Dienst streiken. Unterstütze 
sie z. B. durch Beteiligung an den De-
monstrationen, beim Flugblätterver-
teilen oder in Diskussionen in deinem 
Umfeld. Wenn du dich einbringen 
Wer sich nicht wehrt, lebt verkehrt!
Häufig gestellte Fragen rund um das Thema Streik
zusammengetragen von Michael Bayer im Streikbüro der GEW München
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schluss daran die Beschäftigten per 
Post, E-Mail, Telefon oder persönli-
cher Ansprache zu konkreten Streikak-
tionen vor Ort auf. 
Streik – Das ist keine Freizeit
Wir möchten in unserem Betrieb strei-
ken. Was müssen wir tun?
Spätestens am letzten Arbeitstag vor 
dem Streik muss der Arbeitgeber oder 
die Personalabteilung über die Streik-
absicht informiert werden. Über die 
zu erledigende Arbeit müssen sich 
die Streikenden keinen Kopf machen. 
Es macht jedoch Sinn, vom Streik Be-
troffene – wie z. B. Eltern – gut zu in-
formieren. Dabei solltet ihr nicht nur 
an ihr Verständnis appellieren, son-
dern auch um ihre Solidarität werben 
und dann aufhören zu arbeiten, euch 
in Streiklisten eintragen und euch an 
Streikaktionen beteiligen. 
Wenn wir vor dem Betrieb streiken, müs-
sen wir da etwas anmelden?
Streikende in Ansammlung, Streikpos-
ten und Streikzelte auf öffentlichem 
Grund müssen bei den Ordnungsbe-
hörden angemeldet werden. Der An-
melder oder die Anmelderin müssen 
beim Streik dann vor Ort sein. 
Was ist bei der Anmeldung einer öffentli-
chen Protest-/Streikveranstaltung zu be-
achten?
Die Anmeldung erfolgt in der Regel bei 
der Stadt oder Gemeinde. Laut De-
monstrationsrecht und Grundgesetz 
bedürfen politische Veranstaltungen 
unter freiem Himmel keiner Geneh-
willst, frag am besten bei der örtlichen 
Streikleitung nach.
Ich möchte streiken, bin aber noch gar 
kein Gewerkschaftsmitglied. Was tun? 
 Wenn du jetzt Mitglied wirst, ver-
tritt dich deine Gewerkschaft. Sie bie-
tet dir u. a. Rechtsschutz und eine Be-
rufshaftpflicht. Sobald du Gewerk-
schaftsmitglied bist, bekommst du 
auch Streikgeld. Nach dem erfolgrei-
chen Tarifabschluss solltest du aber 
nicht gleich wieder austreten. Jede 
Gewerkschaft ist nur so gut, wie ihre 
Mitglieder. Die GEW ist eine Mitmach-
gewerkschaft, in der du dich engagie-
ren und Gleichgesinnte finden kannst. 
So kannst du z. B. beim nächsten Mal 
schon mitbestimmen, wenn es wieder 
heißt: »Was soll meine Gewerkschaft 
in den Tarifverhandlungen fordern?« 
Dürfen Praktikant*Innen streiken?
 Grundsätzlich können sich an ei-
nem Streik alle aufgerufenen Ar-
beitnehmer*innen beteiligen, dazu 
zählen auch Auszubildende und Prak-
tikant*innen. 
Streik – So geht’s los
Wer ruft zum Streik auf?
Zum Streik dürfen nur die Gewerk-
schaften aufrufen, die als tariffähig an-
erkannt sind.
Welche Gewerkschaften gelten als tarif-
fähig?
Der Tariffähigkeit liegt das Mächtig-
keitsprinzip zugrunde, nach dem eine 
Gewerkschaft erst dann Verhand-
lungspartner ist, wenn sie dem Ge-
genspieler die Stirn bieten kann. Bei 
den DGB-Gewerkschaften ist dies un-
strittig. Anders sieht es bei den christ-
lichen Gewerkschaften oder bei der 
anarchistischen Freien Arbeiterinnen- 
und Arbeiter-Union aus. Allerdings ist 
das Mächtigkeitsprinzip auch immer 
wieder Anlass für Auseinandersetzun-
gen. Selbst das Arbeits- und das Ver-
fassungsgericht sind sich in dieser Fra-
ge nicht immer einig.
Wie wird zum Streik aufgerufen?
Zunächst beschließt der Bundes- bzw. 
Landesvorstand der entsprechenden 
Gewerkschaft, zum Streik aufzurufen. 
Der Streikaufruf wird dann u. a. über 
die Medien bekannt gegeben. Die re-
gionalen Streikleitungen rufen im An-
migung der Ordnungsbehörden, son-
dern einer Anmeldung. Bei der An-
meldung sollte alles aufgeführt wer-
den, was eventuell bei der Veranstal-
tung zum Einsatz kommt, also z. B. 
Transparente, Megafon, Lautspre-
cherwagen oder Verkleidung. Die Be-
hörde entscheidet dann über Aufla-
gen, Veränderungen, Einschränkun-
gen oder gar über ein Verbot. Ist man 
mit einer Entscheidung nicht einver-
standen, steht der Rechtsweg offen 
(Verwaltungsgericht). 
Die zuständige Behörde will von uns 
Geld für die angemeldete Streikkundge-
bung. Müssen wir das aus eigener Tasche 
bezahlen?
Nein, diese Kosten übernimmt in der 
Regel die Gewerkschaft, allerdings 
sollte das vorher auf jeden Fall durch 
Rücksprache mit der zuständigen 
GEW-Streikleitung geklärt sein. 
Was machen Streikposten?
Streikposten beobachten, ob Streik-
brecher*innen eingesetzt werden. 
Wenn möglich, gilt es dies durch Argu-
mente zu verhindern. 
Was dürfen Streikposten nicht?
Streikposten dürfen sich nicht aktiv an 
Blockaden und Besetzungen beteili-
gen.
Darf die Polizei die Arbeit von Streikpos-
ten behindern?
Solange sich die Streikposten im ge-
setzlichen Rahmen bewegen, hat die 
Polizei keine rechtliche Handhabe ge-
gen sie.
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Muss ich im Streik an der Stempeluhr 
stempeln?
Eine solche Verpflichtung besteht 
nach der geltenden Rechtsprechung 
nicht (BAG v. 26.7.2005 – 1 AZR 
133/04). Wer streikt, muss sich we-
der »ausstempeln« noch beim Vor-
gesetzten »abmelden«. Gestreikt wird 
während der Arbeitszeit. Wer aus-
gestempelt ist, befindet sich jedoch 
in der Freizeit. Dann handelt es sich 
nicht um eine reguläre Streikteilnah-
me. Damit entfällt auch die Grundla-
ge für eine Streikgeldunterstützung. 
Diese kann nur abgezogenes Ent-
gelt ersetzen, aber nicht abgezoge-
ne Zeit. 
Muss man die Streikzeit nacharbeiten?
Nein, Streikzeit, die in die Arbeitszeit 
fällt, wird auf diese angerechnet. Nur 
Auszubildende und Praktikant*innen, 
die ja auch streiken dürfen, müssen 
eventuell entgangenen Unterricht 
nachlernen. 
Streik – Die GEW unterstützt 
dich
Welches Streikmaterial gibt es?
Fahne, Streikweste, Pfeife, Käppi, 
Transparent und Flugblätter gehören 
zur Standardausstattung von Strei-
kenden. Darüber hinaus kann man 
auch selbst kreativ werden und mit 
eigenen Mitteln auf die Situation vor 
Ort aufmerksam machen. Auch dabei 
hilft die Gewerkschaft.
Wie komme ich an das Streikmaterial?
Im Gewerkschaftsbüro gibt es Mate-
rialen vom Pfeiferl über Streikwes-
te, Transparente, Plakate bis hin zum 
Megafon. Teilweise wird das Materi-
al nach Rücksprache mit der entspre-
chenden Geschäftsstelle kostenlos 
abgegeben, andere Dinge, wie z. B. 
das Megafon, kann man dort auslei-
hen.
Was mache ich, wenn ich wegen des 
Streiks Ärger bekomme? 
Auch hier solltest du mit dem Streik-
büro, der Streikleitung oder auch der 
GEW-Geschäftsstelle Kontakt auf-
nehmen. Dein GEW-Rechtsschutz er-
streckt sich selbstverständlich auch 
auf den Streik. Oft reicht es jedoch 
schon aus, wie bei anderen arbeits-
rechtlichen Fragen auch, dass sich 
deine GEW zu Wort meldet, den 
Sachverhalt klarstellt und dir ihre Un-
terstützung zusichert. Das gilt für die 
Unternehmen genauso wie gegen-
über Behörden oder privaten Anfein-
dungen.
Wenn ich streike und damit nicht arbei-
te, bekomme ich da mein Geld weiter, 
und wenn nicht, von was soll ich leben?
Prinzipiell ruht im Streik dein Arbeits-
verhältnis. Also du und dein Unter-
nehmen, ihr müsst nicht den Ver-
pflichtungen eures Arbeitsvertrags 
nachkommen. Konkret heißt das vor 
allem, dass du nicht arbeitest und das 
Unternehmen keinen Lohn zahlt. Als 
GEW-Mitglied bist du fein raus, denn 
wenn dir wegen des Streiks kein Lohn 
ausbezahlt wird, dann bekommst du 
Streikgeld von der GEW. Nichtorgani-
sierte dürfen zwar streiken, bekom-
men aber logischerweise kein Streik-
geld. 
Streik – Und trotzdem 
Einkommen und 
Sozialversicherung
Auf welchem Wege bekomme ich das 
Streikgeld?
Streikende müssen sich bei ihrem Ge-
werkschaftskontaktmenschen im Be-
trieb, im Streikbüro/-lokal oder bei 
Streikaktionen in Streiklisten eintra-
gen. Das Geld wird dann auf das be-
kannte Konto überwiesen.
Ich habe gestreikt. Es hat Spaß gemacht. 
Und mein Betrieb hat mir den Streiktag 
gar nicht angerechnet!
Es kann vorkommen, dass manche 
Betriebe bei kurzen Warnstreiks we-
gen des Verwaltungsaufwands die 
Streikzeiten nicht negativ beim Ein-
kommen anrechnen. Trotzdem hast 
du als streikendes Gewerkschaftsmit-
glied Streikgeld bekommen, wenn du 
dich in die Streiklisten eingetragen 
hast. In diesem Falle musst du Be-
scheid geben und das Geld an die Ge-
werkschaft zurücküberweisen. 
Wie hoch ist das Streikgeld?
Das Streikgeld für einen Streiktag er-
rechnet sich aus dem Dreifachen des 
Mitgliedsbeitrags. Im Streik werden 
für einen Monat pauschal 22 Streik-
tage veranschlagt. Allerdings fallen 
darauf keine Sozialversicherungs-
beiträge an. Als soziale Komponen-
te gibt es pro Kind und Streiktag wei-
tere 2,50 EUR. Bei unserer Schwes-
tergewerkschaft ver.di gibt es dazu 
auch einen Onlinerechner, für den 
wir natürlich keine Gewähr überneh-
men, der aber einen ersten Eindruck 
vermitteln kann. Siehe dazu: http://
bund-laender.nrw.verdi.de/tarif_
recht/streik/streikgeldrechner 
Wird vom Streikgeld Lohnsteuer abge-
zogen?
Nein. Das Streikgeld muss dem Ge-
setz nach am Jahresende bei der Ein-
kommenssteuererklärung nicht an-
gegeben werden, da es steuerfrei ist.
Wenn ich während des Streiks keine So-
zialversicherung bezahle, bin ich dann 
überhaupt versichert?
Während des Streiks läuft die Kran-
ken-, Pflege-, Arbeitslosen- und Ren-
tenversicherung zumindest einen 
Monat weiter. Danach wird es kom-
pliziert, am besten wendet ihr euch 
dazu mit konkreten Fragen an eure 
örtliche Rechtsberatung oder die 
Rechtsschutzstelle der GEW Bayern.
Wenn ich während oder nach dem 
Streik gekündigt werde, bekomme ich 
dann weniger Arbeitslosengeld?
Nein. Bei einer Kündigung während 
oder nach einem Streik ist das letz-
te Bruttogehalt und nicht das Streik-
geld die Berechnungsgrundlage für 
das ALG I.
Wirkt sich der Streik mit Streikgeld ohne 
Sozialversicherung auf die Höhe meiner 
Rente aus?
Werden keine Beiträge zur Rente ge-
leistet, erhöht sich auch das Ren-
tenkonto nicht. Die Rentenanwart-
schaftszeit hingegen zählt den Streik 
als Beschäftigung mit. Es lohnt sich 
aber auch, die Sache einmal anders-
herum zu sehen: Je höher die Tarif-
abschlüsse aufgrund hoher Streikbe-
reitschaft, desto höher sind später 
die Rentenzahlungen.
Streik – Gar nicht so einfach
Was sind Streikbrecher*innen?
Streikbrecher*innen sind die, die in 
bestreikten Betrieben arbeiten und 
so dafür sorgen, dass ihr euch mög-
lichst schwer tut, eure Interessen 
durchzusetzen. Zum Streikbruch kann 
niemand gezwungen werden, z. B. 
Beamt*innen, Auszubildende oder 
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auch Leiharbeiter*innen dürfen es 
verweigern, als Streikbrecher*innen 
eingesetzt zu werden. Die Gründe für 
das Handeln von Streikbrecher*innen 
mögen individuell nachvollziehbar 
sein, doch ist das hier nicht von Be-
lang. Wir müssen die Kolleg*innen 
davon überzeugen, ihr unsolidari-
sches, egoistisches Handeln zu been-
den und sich bei uns einzureihen.
Wie ist das mit den Personalversamm-
lungen während des Streiks?
Personalversammlungen können 
auch während eines Streiks statt-
finden. Sie finden genauso wie der 
Streik selbst in der Arbeitszeit statt 
und können in sinnvoller Wechsel-
wirkung zum Streik stehen. Z. B. 
wenn es darum geht, unorganisier-
te Mitarbeiter*innen zu informieren. 
Sinnvollerweise sollten sie nicht in 
Konkurrenz zu Streikaktionen stehen.
Was ist der Unterschied zwischen einer 
Urabstimmung und einer Mitgliederbe-
fragung?
Ein Streik ist das letzte Mittel und die 
schärfste Waffe der Gewerkschaften 
in einem Tarifkonflikt. Deshalb muss 
gewährleistet sein, dass er von der 
Mehrheit der Gewerkschaftsmitglie-
der getragen wird. Um dies sicher-
zustellen, geht einem Streik eine Ur-
abstimmung voraus, bei der die Mit-
glieder gefragt werden, ob sie bereit 
sind, für die von den Gewerkschaf-
ten erhobenen Forderungen die Ar-
beit niederzulegen. Die Abstimmung 
ist für die Gewerkschaft verbindlich 
und auch so in der Satzung geregelt. 
Eine Mitgliederbefragung ergibt eher 
ein Stimmungsbild. Sie ist nicht sta-
tuarisch geregelt und letztlich auch 
nicht verbindlich im Sinne einer Ur-
abstimmung. Allerdings wird sich die 
Gewerkschaft auch nicht gegen den 
überwiegend erklärten Willen der 
Beschäftigten stellen.
Wer darf wann eine Urabstimmung und 
eine Mitgliederbefragung einleiten?
Urabstimmungen gibt es zur Ent-
scheidung, ob es in den (unbefris-
teten) Erzwingungsstreik geht. Für 
Warnstreiks braucht es keine Urab-
stimmung. Nach erfolgtem Tarifab-
schluss gibt es eine weitere Urab-
stimmung über die Annahme des Ta-
rifergebnisses. Zur Abstimmung sind 
nur Gewerkschaftsmitglieder zuge-
lassen, und deren jeweilige Gewerk-
schaften leiten die Abstimmungen 
ein und führen sie auch durch.
Dieser Frage-Antwort-Katalog ist be-
wusst nicht als Streiklexikon von A-Z ge-
halten, das ist im Rahmen eines Artikels 
nicht leistbar. Hier handelt es sich um re-
ale Fragen aus dem aktiven Streikgesche-
hen und nicht um abstrakte Juristereien. 
Wer tiefer in das Thema einsteigen will, 
der findet u. a. auf der Webseite der GEW 
das Online-Streik-ABC unter www.gew.
de/Streik-ABC.html. 
Für eure Fragen steht euch natürlich 
auch die Rechtsschutzstelle der GEW Bay-
ern mit der Kollegin Katharina Harrer zur 
Verfügung: http://www.gew-bayern.de/
index.php?id=556
Michael Bayer Diplom-Sozialpädago-
ge und Diplom-Soziologe, Sozialberater 
im Studentenwerk München.
GEW-Fachgruppe Hochschule und 
Forschung München, GEW München und 
Streikbüro München.
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In Deutschland ist in den letzten Jah-
ren die öffentliche Diskussion um die Aka-
demisierung des Erzieher*innenberufs 
abgelöst worden vom Problem des 
Erzieher*innenmangels. Dieser Man-
gel zeichnet sich schon seit etlichen Jah-
ren ab. Massiv zum Problem wurde er 
mit Einführung des Rechtsanspruchs auf 
einen Kita-Platz für unter Dreijährige. Es 
wird mit allen Mitteln versucht, Personal 
für die Kitas zu rekrutieren. Auch Medien, 
deren Schwerpunkt sicher nicht die früh-
kindliche Bildung und Erziehung ist, er-
kennen: »Um trotzdem ohne neue Jung-
Erzieher möglichen Personalengpässen in 
der Kinderbetreuung entgegenzutreten, 
hat die BA folgenden Vorschlag: Nach ih-
ren Erkenntnissen gebe es bundesweit al-
lein 37.400 Männer und Frauen, ›die für 
eine Tätigkeit als Fachkraft im Bereich Kin-
derbetreuung und Kindererziehung an-
sprechbar waren‹. Teilweise sind das Er-
zieherinnen und Kinderpfleger, die aus 
unterschiedlichen Gründen eine neue be-
rufliche Perspektive suchten. Oder von 
Arbeitslosigkeit bedrohte Männer und 
Frauen, die sich für einen Job in der Kin-
derbetreuung interessierten. Die hände-
ringend gesuchten Fachkräfte mit Motiva-
tion und Qualifikation sehen anders aus«. 
(Handelsblatt, 01.08.2013)
Bildungsexpert*innen sind sich ei-
nig, dass die ersten Lebensjahre entschei-
dend für die Bildungschancen der Kinder 
sind. Die beste Ausbildung des Personals 
wäre demnach für die Jüngsten beson-
ders wichtig.
Unterschiedliche Standards in 
der EU
Überall in Europa, mit Ausnahme von 
Deutschland, Österreich und Malta, ar-
beiten in Kitas Erzieher*innen als pädago-
gische Fachkräfte mit Gruppen- oder Lei-
tungsverantwortung, die ihre Ausbildung 
in Hochschulen absolviert haben. Diese 
Fachkräfte werden in der Regel in einem 
mindestens dreijährigen Studiengang auf 
die Bildungs- und Erziehungsarbeit in 
frühpädagogischen Tageseinrichtungen 
vorbereitet. Für die Arbeit mit unter Drei-
jährigen sieht das Qualifikationsbild dage-
gen vielfältiger aus.
»Während die nordischen und bal-
tischen EU-Länder und auch Sloweni-
en eine Hochschulausbildung für die Ar-
beit mit Kindern im Alter von 0 bis 6 oder 
7 Jahren (und manchmal darüber hinaus) 
eingeführt haben – was auch der einheit-
lich koordinierten Verwaltung im Bereich 
der Kindertagesbetreuung und Elemen-
tarbildung in diesen Ländern entspricht 
– gilt dies für die Mehrheit der EU-Län-
der nicht. In diesen Ländern haben ge-
trennt organisierte Kita-Systeme mit un-
terschiedlichen ministeriellen Zuständig-
keiten für die Tageseinrichtungen für 3- 
bis 6-Jährige (die genaue Altersgruppe va-
riiert vom Land zu Land) und für die Ta-
geseinrichtungen für unter 3-Jährige auch 
zu unterschiedlichen Standards bezüglich 
Kita als letzte (fast) akademiker*innenfreie Zone im Bildungswesen
Welche Qualifikation 
brauchen Erzieher*innen?
Foto: imago/Manja Elsässer
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der Personalqualifikation geführt. Aber 
auch hier werden die ersten Hochschul-
studiengänge speziell für die Arbeit mit 
unter 3-Jährigen entwickelt, so zum Bei-
spiel in Rumänien und in Ungarn.« (Ins-
titut für Frühpädagogik: Fachpersonal in 
Kindertageseinrichtungen der Europäi-
schen Union: Ausbildungen und Arbeits-
felder; August 2009, S. 6).1
Wege zur Professionalisierung 
in Deutschland
Seit 2012 gibt es das Projekt Pri-
mel (Professionalisierung von Fachkräf-
ten im Elementarbereich – Laufzeit bis 
31.3.2014). Hier wollen sich pädagogi-
sche Hochschulen in Deutschland und der 
Schweiz erstmals damit befassen, wel-
che Qualifikation für Erzieherinnen und 
Erzieher in Kindertagesstätten am bes-
ten ist. Eine groß angelegte Studie soll klä-
ren, ob eine fachschulische Ausbildung 
von mehreren Jahren ausreicht oder ob 
Erzieher*innen mit einem Studium besser 
gerüstet sind. Ausgangspunkt waren ver-
schiedene internationale Vergleichsstu-
dien wie IGLU, PISA oder Starting Strong 
und die darauf folgende Diskussion in Poli-
tik und Wissenschaft um die Qualität früh-
kindlicher Bildung und um die Professio-
nalisierung von Fachkräften im vorschu-
lischen Bereich. Diese Diskussion hat in 
Deutschland und der Schweiz zu weitrei-
chenden Reformen in der Ausbildung der 
Fachkräfte im Elementarbereich geführt. 
In Deutschland wurden seit 2004 Bache-
lor-Studiengänge zur frühen Bildung ein-
gerichtet, in der Schweiz werden seit 2001 
Elementar- und Primärpädagog*innen 
gemeinsam an Pädagogischen Hoch-
schulen ausgebildet. Trotz dieser grund-
sätzlich positiven Entwicklungen gibt es 
eine Reihe von Fragen, die noch unge-
klärt sind: Welche Vorteile hat beispiels-
weise ein Studium im Vergleich zu ei-
ner (fach-)schulischen Ausbildung? Wel-
che besonderen Kompetenzen müssen 
Frühpädagog*innen erwerben, um gute 
Bildungsarbeit leisten zu können? Wie 
müsste eine wissenschaftlich fundierte 
Didaktik für den Elementarbereich ausse-
hen? Einigkeit besteht darüber, dass Bil-
dungsprozesse differenziert wahrzuneh-
men und diese theoretisch zu reflektieren 
ein wesentlicher Bestandteil der Professi-
onalität von Pädagog*innen ist.
Das Forschungsprojekt will außerdem 
Antworten auf die Frage finden, inwie-
weit es pädagogischen Fachkräften mit 
unterschiedlichen Ausbildungen in der 
Elementarbildung gelingt, die durch die 
neuen Bildungspläne geforderte bereichs-
spezifische Bildungsarbeit im Kindergar-
ten umzusetzen. Als Indikatoren wer-
den dafür zum einen die gezielte und be-
wusste Begleitung und Intervention von 
Erzieher*innen in Freispielsituationen, 
zum anderen die Gestaltung von konkre-
ten Bildungsangeboten genommen. Bei-
de Formen der pädagogischen Arbeit die-
nen dazu, spezifische Bildungschancen 
aufzugreifen und für das Kind nutzbar zu 
machen.2
2  PRIMEL - »Professionalisierung von Fachkräften im 
Elementarbereich« (Forschungsprojekt)Das Vorha-
ben wird im Förderbereich »Ausbildung der Wei-
terbildungsinitiative Frühpädagogische Fachkräfte« 
(AWiFF) vom Bundesministerium für Bildung und For-
schung gefördert. 
Entscheidende Anreize fehlen 
nach wie vor
Fraglich ist allerdings, ob der intellek-
tuelle Anreiz allein genügt. Derzeit verdie-
nen Erzieher*innen mit oder ohne Studi-
um gleich wenig. Das macht weder den 
Beruf noch die Hochschulausbildung at-
traktiv.
Ebenso ist zurzeit zu beobachten, dass 
Landesregierungen mit großer Intensi-
tät der breiten Öffentlichkeit zu vermit-
teln versuchen, dass die Ausbildung an 
der Fachakademie für Sozialpädagogik 
gekürzt werden müsse. Das ist insofern 
interessant, als 2012 Bachelor-, Meister-, 
Fachwirte-, Technikerabschlüsse und auch 
Absolvent*innen der Fachakademie für 
Sozialpädagogik im deutschen Qualifikati-
onsrahmen auf das Level 6 gehoben wur-
den. Soll hier durch die Hintertür wieder 
eine Herabqualifizierung eingeführt wer-
den?
Die Diskussion um eine verkürzte 
Erzieher*innenausbildung lenkt von den 
tatsächlichen Ursachen des Fachkräfte-
mangels ab: unzureichende Bezahlung, 
belastende Rahmenbedingungen und 
mangelnde gesellschaftliche Wertschät-
zung.
1 http://www.ifp.bayern.de/imperia/md/content/
stmas/ifp/090831_bmfsfj_fachpersonal_eu27.pdf.
von Petra Nalenz
Leiterin einer Münchner Kita
Mitglied der DDS-Redaktion
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Wahrscheinlichkeit einer Führungsposi-
tionierung mit einer Ausbildung als Er-
zieherin/Erzieher und deutlich mit Be-
rufsausbildung und zusätzlich erwor-
bener Praxiserfahrung« (ebd.). Dass 
Absolvent*innen nach dem Studium vor 
allem eine Leitungsfunktion anstreben, 
ist nicht verwunderlich. Schließlich ist 
dies momentan der einzige Weg, weiter-
hin in einer Kita zu arbeiten und ein klei-
nes Plus auf dem Gehaltszettel zu erhal-
ten. Wenn die Pädagog*innen jedoch di-
rekt mit Kindern arbeiten wollen, erhal-
ten sie das gleiche Gehalt wie vor dem 
Studium.
Forderungen an die 
Tarifrunde 2014
Es muss dringend geklärt werden, 
wer die neue Berufsbezeichnung tra-
gen darf und wie die neuen pädagogi-
schen Fachkräfte eingrupiert werden sol-
len. Gleiches gilt für die Frage, in wel-
chem Verhältnis diese neue Berufsgrup-
pe zum etablierten pädagogischen Per-
sonal steht. Die anstehende Tarifrun-
de 2014 sollte dringend dafür genutzt 
werden, vor dem Hintergrund der Neu-
ausrichtung der Bildungsinstitution Kita 
auch neue Eingruppierungsmerkmale zu 
schaffen, die das erweiterte Spektrum an 
Aufgaben widerspiegelt und honoriert.
Andernfalls ist zu erwarten, dass die aka-
demischen Fachkräfte dem Arbeitsfeld 
der vorschulischen Bildung und Erzie-
hung nicht lange erhalten bleiben.
von Samuel Jahreiß
Dozent an der Katholischen 
Universität Eichstätt-Ingolstadt 
im Studiengang Bildung und Er-
ziehung in Kindheit und Jugend
Samuel.Jahreiss@ku.de
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Es gibt gute Nachrichten für 
Absolvent*innen kindheitspädagogischer 
Bachelorstudiengänge. Am 24.07.2013 
wurde das Bayerische Sozial- und Kind-
heitspädagogengesetz, kurz BaySozKi-
PädG, beschlossen. In diesem Ge-
setz wird die Grundlage dafür geschaf-
fen, dass die neue Berufsbezeichnung 
»Staatlich anerkannte Kindheitspädago-
gin/staatlich anerkannter Kindheitspäd-
agoge« verliehen werden kann. Die Ju-
gend- und Familienministerkonferenz 
hatte sich bereits im Mai 2011 nach lan-
ger vorangegangener Diskussion für die-
se Berufsbezeichnung ausgesprochen 
(JFMK 2011).
Staatliche Anerkennung 
wichtig
Viele Studierende hatten sich für 
eine schnelle Umsetzung dieser Emp-
fehlung eingesetzt. Schließlich verließen 
sie ihre Hochschule nur mit einer Urkun-
de »Bachelor of Arts (B. A.)«. Wichtig ist 
auch der Zusatz »staatlich anerkannt«, 
der den Absolvent*innen eine berufliche 
Mobilität über die Landesgrenzen hin-
weg ermöglicht.
Die ersten Abgänger*innen der 
Hochschulen konnten bis zu diesem Be-
schluss nur deshalb im Arbeitsfeld der 
Bildung, Erziehung und Betreuung arbei-
ten, da für die Aufnahme des Studiums 
in Bayern eine staatliche Anerkennung 
als Erzieher*in vorausgesetzt wurde. Seit 
dem Wintersemester 2010/11 kann erst-
mals in Bayern an der Katholischen Uni-
versität Eichstätt-Ingolstadt und ab dem 
Wintersemester 2013/14 an der Evange-
lischen Hochschule Nürnberg auch ohne 
den Abschluss einer Fachakademie für 
Sozialpädagogik studiert werden. Durch 
die neue Berufsbezeichnung wird nun 
auch durch den Freistaat das akademisch 
ausgebildete Personal anerkannt.
Dennoch kann die Bezeichnung 
»Staatlich anerkannte Kindheitspädago-
gin/staatlich anerkannter Kindheitspäd-
agoge« nicht verliehen werden, solange 
die entsprechende Ausführungsverord-
nung noch nicht verabschiedet wurde. 
Es wird momentan verhandelt, welche 
Kriterien die kindheitspädagogischen 
Studiengänge erfüllen müssen, um die 
neue Berufsbezeichnung vergeben zu 
dürfen. Dies ist nur eines der Probleme, 
welche auf dem Weg zur Erhöhung des 
Akademiker*innenanteils in Kinderta-
geseinrichtungen noch ausgeräumt wer-
den müssen. Im Jahr 2012 betrug dieser 
deutschlandweit gerade einmal 3 % (vgl. 
Autorengruppe Bildungsberichterstat-
tung 2012, S. 60).
Höherqualifizierung wird 
tariflich nicht berücksichtigt
Es wurde noch nicht geklärt, wie die 
Kindheitspädagog*innen tariflich ein-
gruppiert werden sollen. Nach dem Ta-
rifrecht des öffentlichen Dienstes wird 
nach Tätigkeitsbeschreibung entlohnt. 
Das heißt, wenn sich eine Erzieherin/ein 
Erzieher nach der fünfjährigen Fachaka-
demieausbildung entschließt, sich aka-
demisch weiterzuqualifizieren und noch 
weitere zwei bis drei Jahre an eine Hoch-
schule geht, kann sie/er nach dem Ab-
schluss nicht mit mehr Gehalt rechnen. 
»Der geforderten Qualitätssteigerung 
der vorschulischen Bildung durch die Hö-
herqualifizierung des Fachpersonals wird 
im bestehenden Tarifsystem noch kein 
Platz eingeräumt« (Jahreiß 2011, S. 42).
Absolvent*innenbefragungen zei-
gen, dass die Kindheitspädagog*innen 
zu »ca. 48,4 %« Leitungs- oder Stellver-
tretungsaufgaben übernehmen (Kirstein 
u.  12   a. 2012, S. 26). »Insgesamt steigt die 
Staatlich anerkannte Kindheitspädagog*innen:
Politisch gewollt, aber nicht honoriert
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... so lautete eine Meldung vom 
12. September 2013. Weiter hieß es: 
»Seit Wochen demonstrieren mehr als 
10.000 bayerische Lehrer*innen gegen 
aktuelle Bildungsreformen. Mit ihren Ak-
tionen haben sie immer wieder massi-
ve Verkehrsbehinderungen in der Met-
ropole verursacht. Seit Wochen kampie-
ren Lehrer*innen in München, um ge-
gen die Reform zu protestieren. Ein neu-
es Gesetz schwächt Gewerkschaften und 
verordnet ihnen Leistungskontrollen. Weil 
die Demonstrant*innen das Gesetz nicht 
stoppen konnten, wollen sie jetzt die Mas-
sen mobilisieren. Die Stimmung in Mün-
chen ist seit Wochen angespannt, im-
mer wieder kommt es zu Protesten ge-
gen die Reformvorhaben der Regierung. 
Am Mittwoch sind nach Polizeiangaben 
rund 12.000 Lehrer*innen gegen eine 
am Vortag in Kraft getretene Bildungs-
reform auf die Straße gezogen. Hunder-
te Bereitschaftspolizist*innen hielten die 
Demonstrant*innen mit Metallbarrieren 
und Schildern von der Residenz von Mi-
nisterpräsident Seehofer fern.  Infolge ei-
nes Lehrer*innenstreiks blieben in Schwa-
ben 200 Schulen geschlossen. In Ober-
bayern blockierten Lehrer*innen  eine 
Autobahn, die München mit Urlaubsor-
ten wie Bad Tölz verbindet. Ministerpräsi-
dent Seehofer hatte die Reform am Diens-
tag unterzeichnet. Sie schränkt den Ein-
fluss von Gewerkschaften ein und zwingt 
Lehrer*innen, sich regelmäßigen Leis-
tungsbewertungen zu unterziehen. Die 
Lehrer*innen beklagen, dass die landes-
weit einheitlichen Tests die Realität igno-
rieren. Viele Pädagog*innen arbeiten in 
abgelegenen Dörfern in ländlichen Gebie-
ten unter schwierigen Bedingungen. Be-
vor sie in der Schule Deutsch lernen, spre-
chen die Kinder dort oft nur die Sprache 
der Einheimischen.«
Nein, nein, selbstverständlich geht es 
hier in Wirklichkeit nicht um München, 
nicht um Bayern und nicht um bayeri-
sche Lehrer*innen, sondern um Mexiko, 
um Mexiko-City und um die monatelan-
gen Proteste der Lehrer*innen in diesem 
Sommer dort.1 Dass es sich nicht um Bay-
ern handeln kann, zeigt sich ja schon da-
ran, dass gegen die Einführung regelmä-
ßiger Leistungsbeurteilungen protestiert 
wurde – die es in Bayern bekanntlich ja 
schon längst gibt.
Seit Anfang 2013 protestieren in Me-
xiko Tausende Lehrer*innen  gegen «Re-
formen« der Regierung, die in Wirklichkeit 
drastische Verschlechterungen bedeuten. 
In 23 der 31 Bundesstaaten von Mexiko 
beteiligten sich daran über 200.000 der 
rund 1,2 Millionen Beschäftigten im Erzie-
hungswesen. Sie bekamen mit großer Här-
te staatliche Repression zu spüren, so am 
13. September, als Tausende Lehrer*innen 
den zentralen »Zucalo«-Platz besetzten. 
Dutzende Lehrer*innen wurden bei der 
polizeilichen Räumung schwer verletzt 
– der Platz war seit 1968 nicht mehr ge-
räumt worden, als die damalige Regie-
rung vor den Olympischen Spielen in Me-
xiko über 300 Student*innen massakrie-
ren ließ, die Demokratie forderten. Die 
Lehrer*innen haben allerdings auch viel 
Solidarität von Eltern und Schüler*innen 
bekommen. »Danke, Lehrer: Erst habt ihr 
uns gelehrt zu lesen, jetzt lehrt ihr uns zu 
kämpfen«, war zum Beispiel das Motto ei-
ner der zahlreichen Demonstrationen von 
Schüler*innen quer durch Mexiko.
Offenbar ist in Mexiko vieles anders als 
in Deutschland bzw. in Bayern … Verblüf-
fend ist aber, wie vieles dennoch bekannt 
erscheint. Ein Mitglied der CNTE2 berich-
tet, dass es bei der sogenannten »Re-
form« in Mexiko zusammengefasst dar-
um geht, »dass es anhand der Prüfungs-
ergebnisse der Schülerinnen und Schüler 
eine berufliche Bewertung der Lehrerin-
nen und Lehrer geben soll. Was sich dann 
auch in Gehältern, Beförderungen und 
so weiter niederschlagen soll. Und in Zu-
weisungen von Finanzmitteln für Schulen. 
Das Ganze kombiniert mit erweiterten Ak-
tionsmöglichkeiten für private Anbieter – 
da kann nur die Absicht dahinter stehen, 
einen besser qualifizierten Unterricht zum 
Gegenstand der Finanzkraft eben nicht 
nur der Schulen, sondern auch der El-
tern zu machen, wogegen eben sowohl 
die Beschäftigten als auch die Betroffenen 
sind.«3 Hierzulande firmiert dergleichen 
unter Schlagworten wie »Output-Orien-
tierung«, teilweise auch unter dem Deck-
mantel der »Kommunalisierung«.
Die Lehrer*innen in Mexiko, welche 
die Verabschiedung der sogenannten »Re-
form« im mexikanischen Parlament nicht 
verhindern konnten, geben deshalb nicht 
auf. Im Oktober unternahm eine Delegati-
on eine Veranstaltungstour der internatio-
nalen Lehrer*innensolidarität. Sie besuch-
ten die ebenfalls streikenden und trotz 
massiver Polizeirepressalien für ihre For-
derungen zu Zehntausenden demonstrie-
renden Lehrer*innen in Brasilien. 
Es sollte nicht so bleiben, dass wir nur 
durch ein paar Sekundenbilder in den 
Spätnachrichten von den Auseinanderset-
zungen der Kolleg*innen 
in Mexiko oder anderswo 
erfahren. 
»Lehrerinnen und Lehrer legen 
München 
lahm ...«
1  Das Original ist der Artikel »Lehrer legen Mexiko-Stadt 
lahm« auf Spiegel online vom 12.9.2013 und ist zu fin-
den unter spiegel.de/schulspiegel/lehrerstreik-aus-
schreitungen-in-mexiko-a-921861.html.
von Wolfgang Häberle
Lehrer an der FOS/BOS Aschaffenburg
Mitglied der DDS-Redaktion
2  Die CNTE, welche die Proteste der LehrerInnen organi-
siert hat, versteht sich als Gewerkschaftsopposition in-
nerhalb der regierungsnahen Gewerkschaft SNTE. 
3  »Dieser Kampf wird lange dauern«, labournet, 
18.10.2013.
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von Fritz Köbler 
viele Jahre
 Ausbilder in der 
Erzieher*innenausbildung 
Höchstadt/Aisch
Als Absolvent eines humanisti-
schen Gymnasiums habe ich natürlich 
mal gelernt, was ein »Pyrrhussieg« ist, 
ein Sieg, der mit so vielen Verlusten be-
zahlt wird, dass er von einer Niederla-
ge eigentlich nicht mehr zu unterschei-
den ist. Warum fiel mir das vor einiger 
Zeit im Zusammenhang mit der Kultus-
ministerkonferenz (KMK) ein? 
Ein Triumph?
Durch die Medien rauschte da die 
Nachricht von einem nach unendlich 
vielen Jahren erzielten Triumph der 
KMK. Man hat sich 
auf die Grundlagen 
für ein zukünftig 
bundesweites zen-
trales Abitur geei-
nigt. Worin besteht 
nun der Triumph? 
Man mag es als sol-
chen bewerten, 
wenn ein so zer-
strittener und eifer-
süchtig auf jeweils 
eigene Kompeten-
zen bedachter Hau-
fen überhaupt mal 
auf einen gemein-
samen Nenner 
kommt, egal wie 
der aussieht. Man-
che glauben, dass 
damit die Bildungs-
mobilität für Familien quer durch die 
Republik gewährleistet ist. Was be-
rechtigt eigentlich zu solcher Hoffnung 
angesichts der vielen anderen Diffe-
renzen der Länder-Bildungssysteme, 
die ja erhalten bleiben? Und wenn das 
Thema Abitur schon etwas mit Mobili-
tät zu tun haben soll, würden nicht be-
stimmte gemeinsame »Standards« das 
Gleiche erreichen? Wobei ja im einen 
wie im anderen Fall keinerlei Anstren-
gung darauf verwendet wurde und 
wird, was denn eigentlich sinnvolle In-
halte eines Abiturstandards sein könn-
ten. Oder was sinnvolle Lehr- und Lern-
methoden oder schulische Strukturen 
sein könnten. Also wird wieder mal ein 
Dach auf ein Haus gesetzt, von dem 
noch nicht einmal ein anständiger Kel-
ler oder ein solides Erdgeschoss exis-
tiert. 
Wo bleibt die Frage nach 
dem Sinn?
Gut, ein Pyrrhussieg ist ja gekenn-
zeichnet durch schwere Verluste. Wor-
in bestehen diese? Einmal natürlich da-
rin, dass mit diesem Beschluss wieder 
auf unabsehbare Zeit eine Chance ver-
tan wurde, sich wirklich mal mit Sinn 
und Inhalten von Bildung und dringen-
den Veränderungen von Bildungsvor-
stellungen und -strukturen zu beschäf-
tigen. Aber etwas anderes ist mindes-
tens genauso intensiv auf der Verlust-
seite zu notieren. Die Formel ist ganz 
einfach: Je stärker Zentralisierung im 
Bildungswesen ausgebaut wird, desto 
weniger ist Individualisierung, d. h. der 
Fokus auf die Entwicklung der jeweils 
eigenen Schüler*innenpersönlichkeit 
möglich.
Noch ein Diktat 
der Ökonomie?
Der Weg in die Zentralisierung ist 
ein weiterer Meilenstein auf dem Weg 
zu einem absoluten Diktat der Ökono-
mie über die menschliche Bildung. Was 
ist die Grundlage – ja der Grundgedan-
ke – einer Zentralisierung im Bildungs-
wesen? Der Grundgedanke ist, dass 
immer mehr, jetzt auch bundesweit, 
gleichartige und gleich verwertbare 
Arbeitskräfte und Staatsbürger*innen 
ausgestoßen werden. Hüther, Precht 
und viele andere haben unterdessen 
darauf hingewiesen, dass Ausgangs-
punkt der Bildung die möglichst op-
timale Entfaltung der bei jedem Kind 
und jedem Jugendlichen vorhande-
nen Potenziale sein muss. Nur in die-
sem Sinne autonome Persönlichkeiten 
sind starke Persönlichkeiten und fähig, 
sich auch für ein Gemeinwesen opti-
mal einzubringen – und ganz neben-
bei auch eine Wirt-
schaft im nach-tay-
loristischen Zeital-
ter erfolgreich be-
stehen zu lassen.
»Wichtiger als 
der externe Maß-
stab des Klassen-
durchschnitts soll-
te der interne Maß-
stab des Kindes 
sein«, schreibt R. 
D. Precht in sei-
nem neuen Buch. 
Dabei sind wir ja 
schon längst weg 
vom Klassendurch-
schnitt als abstrak-
tem Maßstab, ja 
selbst einem Schul-
durchschnitt. Schon 
die landesweiten inhaltlich einheit-
lichen Zentralprüfungen nahmen je-
der Schule, jeder Lehrkraft die Grund-
lagen für eine kindgerechte individu-
elle Bildungsarbeit aus der Hand, weil 
ja alle uniform auf das Bestehen dieser 
Prüfungen getrimmt werden mussten. 
Eine bundesweite Zentralisierung sat-
telt da noch einmal drauf. Und so wan-
delt sich ein Triumph zu einem klassi-
schen Pyrrhussieg.
Triumph der KMK
Eine Wortmeldung zu einem Bildungsereignis
© pholidito - Fotolia.com
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Alle Jahre wieder, so muss mensch 
auch in diesem Fall beginnen, begeben 
sich viele wichtige Personen aus aller 
Welt nach München, um über die soge-
nannte Sicherheitspolitik zu reden. Die 
Münchner Sicherheitskonferenz (im Fol-
genden: MSK) ist das wichtigste Forum, 
um eigene außenpolitische Interessen 
zu diskutieren – so ihre Selbsteinschät-
zung. Damit sie das unbehelligt von den 
Bürger*innen und sicher vor Anschlägen 
tun können, verwandelt die Polizei den 
Tagungsort, das Hotel »Bayerischer Hof« 
in der Münchner Innenstadt, regelmäßig 
mit Tausenden von Einsatzkräften in eine 
Hochsicherheitszone. Absperrungen, Be-
hinderungen, die Gegendemo und die 
Frage »Gibt’s vielleicht doch Krawall?« 
beschäftigen einige Tage lang die Lokal-
medien. 
Von der Wehrkundetagung 
zur Sicherheitskonferenz
2014 findet die MSK zum 50. Mal 
statt. Sie wurde als »Wehrkundetagung« 
ins Leben gerufen, als die Politik noch 
von einer klaren Frontstellung gegen 
die sozialistischen Staaten geprägt war. 
Abschreckung, militärische Stärke und 
»Tot«rüsten des Gegners waren die zen-
tralen politischen Konzepte der militäri-
schen Machtpolitik der Politiker (damals 
fast nur Männer, also ist hier die weib-
liche Form überflüssig) aus den Staaten 
der NATO.
Nach dem Ende des Kalten Krieges 
geht es den westlichen Industriestaaten 
bzw. denen im »Norden« – also haupt-
sächlich den NATO-Staaten, aber nicht 
nur diesen – vorrangig um den weltwei-
ten Zugriff auf Ressourcen, um die Absi-
cherung der Handelswege und der Ab-
satzmärkte auch mit militärischen Mit-
teln sowie um die Beseitigung der Re-
gime, die sich der neoliberalen Globali-
sierung, dem »freien Handel« und dem 
Diktat »der Märkte« verweigern.
Aus der Drohgebärde im Kalten Krieg 
ist die tatsächliche militärische Interven-
tion geworden. In Gebiete, die für stra-
tegisch wichtig erachtet werden oder die 
wichtige Rohstoffe liefern, an erster Stel-
le Öl. Nach den Anschlägen vom 11. Sep-
tember 2001 verkündete Präsident Bush 
»lang andauernde Kriege gegen den Ter-
ror«. Er ließ in Afghanistan und in den 
Irak einmarschieren. Sein Nachfolger 
setzt diese Kriege mit Bodentruppen, 
Drohnen und Geheimoperationen fort.
Die Folgen: Hundertausende Tote, 
zerstörte Staaten, kaputte Umwelt, Ver-
armung, Elend und Bürgerkrieg. Die MSK 
gilt als Forum für die Propagierung der 
jeweils nächsten Kriege durch die Füh-
rungsmacht USA. Andererseits zeig-
ten sich hier auch die Widersprüche in-
nerhalb der NATO, z. B. in der Weige-
rung mancher europäischer Staaten, 
Soldat*innen 2003 mit in den Irak ziehen 
zu lassen.
Globaler Krieg – lokaler Protest
Die für Krieg, Zerstörung und Katast-
rophen verantwortlichen Politiker*innen 
sind alljährlich hier in München. Objek-
tiv sind hier die Kriegsverbrecher*innen, 
Münchner Friedenskonferenz wider 
die Sicherheitskonferenz
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Massenmörder*innen, Helfershelfer*in-
nen und Profiteur*innen in der Rüs-
tungsindustrie versammelt, wenn auch 
nicht alle Teilnehmer*innen der Konfe-
renz in gleichem Maße verantwortlich 
sind. Deshalb ist es auch nahe liegend, 
hier gegen diese globale Dominanz- und 
Machtpolitik zu demonstrieren. 2002 
wurde die Demonstration noch verbo-
ten, 2003, am Vorabend des Krieges ge-
gen den Irak, konnte sie stattfinden. Die 
Berichterstattungen über die jährlich 
stattfindenden Demos, die nicht zu über-
sehen waren, waren meist oberflächlich. 
Vor allem dominierte die Frage »Gibt es 
Gewalt?«. Jedes Jahr wird ein Horrorsze-
nario mit gewalttätigen Chaot*innen, die 
die Stadt verwüsten werden, geschaffen. 
Die berechtigten inhaltlichen Anliegen 
der Anti-MSK-Demo werden nicht ver-
mittelt.
Friedenskonferenz mit 
Konzepten für den Frieden
Vor diesem Hintergrund bildete sich 
in den Jahren 2002/2003 eine Arbeits-
gruppe im Münchner Friedensbündnis, 
die eine inhaltliche Gegenveranstaltung 
zur MSK organisieren wollte. Die Frie-
denskonferenz stellte positive, zivile und 
gewaltfreie Konzepte für Frieden durch 
Abrüstung und Gerechtigkeit vor. Unter 
dem Motto »Frieden und Gerechtigkeit 
gestalten – Nein zum Krieg« wurde aber 
immer auch die Kriegspolitik, der »Krieg 
gegen den Terror«, der Aufbau einer Mi-
litärmacht Europa und die dabei mitspie-
lenden deutschen Interessen themati-
siert. Außerdem lag der Fokus auf Kon-
zepten für zivile Konfliktbearbeitung, auf 
Beispielen für Frieden durch Verhand-
lungen, für Friedens- und Versöhnungs-
arbeit in einzelnen Ländern, sowie auf 
Aktivitäten und Kampagnen aus der Frie-
densbewegung. 
Aus der Arbeitsgruppe entstand der 
Trägerkreis der Friedenskonferenz, ein 
Zusammenschluss pazifistisch orientier-
ter Organisationen, der die Idee einer 
Friedenskonferenz in den Folgejahren 
konzeptionell untermauerte und weiter-
entwickelte. 
Mit dem internationalen Ansatz 
der Friedenskonferenz wurde alljähr-
lich deutlich, dass sie sich in einem glo-
balen Bezug sieht. So sprachen dort be-
reits Redner*innen aus Deutschland, Ös-
terreich, Dänemark, Großbritannien, 
Norwegen, Schweden, Russland, Indien, 
Kenia, Afghanistan, USA, Kanada, Chi-
le, Costa Rica, Kolumbien, Ägypten oder 
Südafrika. Sie plädierten für Frieden 
durch Interessenausgleich und Koopera-
tion und warben für ein Umdenken. An 
die Stelle des Strebens nach Überlegen-
heit und Gewinnmaximierung muss eine 
neue Denkweise treten: Orientierung 
an globaler Gerechtigkeit, am Gemein-
wohl für alle Menschen und an Nachhal-
tigkeit in der Wirtschaft und im Umgang 
mit den Ressourcen. Folglich hat die Frie-
denskonferenz in vielen Veranstaltun-
gen auch die Zusammenhänge zwischen 
Friedens-, Energie- und Wirtschaftspoli-
tik thematisiert und für eine Zusammen-
schau der Problembereiche plädiert.1
Zielsetzung war natürlich auch, dass 
die auf der Friedenskonferenz z. T. von 
sehr prominenten Redner*innen (z. B. 
Johan Galtung, Jakob von Uexküll) vor-
gestellten Konzepte von den etablier-
ten Medien wahr- und ernst genommen 
würden. Darauf warten wir jedoch noch.
Sicherheit und Frieden im 
Unterricht und vor Ort
Die erhöhte Aufmerksamkeit in den 
Medien und die reale Betroffenheit 
durch die MSK in der Stadt könnten ein 
Anlass zur pädagogischen Beschäftigung 
mit dem Thema sein.
Ein- bis zweitausend jüngere Leute 
beteiligen sich jährlich an der Demo ge-
gen die MSK. Viele von ihnen betrach-
ten sie als Friedensdemo und bringen 
durchaus bunte und kreative Beiträge. 
Andere sehen sie als antiimperialistische 
oder antikapitalistische Demo und brin-
gen ihre Ablehnung des Krieges in tradi-
tionellen machtorientierten Formen zum 
Ausdruck.
Ein Thema für den Unterricht wäre 
z. B. die Suche nach Antworten auf die 
Fragen: Was geschieht auf der MSK? 
Was besprechen die Damen und Herren 
im »Bayerischen Hof«? Was meinen sie, 
wenn sie von »Sicherheit« reden? War-
um protestieren Tausende Menschen je-
des Jahr gegen die MSK? Braucht´s eine 
Friedenskonferenz? Was unterscheidet 
sie von der MSK? 
Die Vorträge der Friedenskonfe-
renz unterscheiden sich natürlich von 
der oberflächlichen Geschwätzigkeit der 
Talkshows und den 90-Sekunden-For-
maten der Medienberichterstattung. Sie 
dürften für interessierte Schüler*innen 
der Sekundarstufe 2 durchaus geeig-
net sein. Die internationale Friedens-
konferenz richtet sich nämlich nicht an 
ein akademisches Fachpublikum. Im Ge-
genteil: Viele Redner*innen sprachen in 
der Vergangenheit sehr anschaulich über 
ihre praktische Friedensarbeit in unter-
schiedlichen Ländern.
Die Internationale Friedens-
konferenz 2014
Für das »Internationale Forum« 
am Freitag, den 31.1.2014, im Saal 
des Literaturhauses werden drei 
Hauptredner*innen erwartet:
n Aminata Traoré, ehemalige Kultusmi-
nisterin von Mali, wird die Situation 
in Mali nach der französischen Mili-
tärintervention skizzieren und nach 
Friedensperspektiven für Mali und 
die Region fragen. 
n Bettina Gruber, Universität Klagen-
furt, spricht über die Erfahrungen mit 
Versöhnungsprozessen im Alpen-Ad-
ria-Raum nach dem ersten Weltkrieg. 
n Prof. Mohssen Massarrat, aus dem 
Iran stammender Politologe und So-
zialwissenschaftler, der in Osnabrück 
lehrte, wird das Konzept einer Konfe-
renz für Sicherheit und Zusammenar-
beit im Nahen und Mittleren Osten 
vorstellen. Eine derartige Konferenz, 
auf der auch über eine atomwaffen-
freie Zone in der Region verhandelt 
werden sollte, wurde auf internati-
onaler Ebene bereits beschlossen, 
aber von den USA wieder gestoppt. 
Eine aktuelle Diskussionsrunde am 
Samstag, den 1.2.2014, wird sich mit der 
Lage in Syrien und mit allgemeinen Mög-
lichkeiten präventiver ziviler Konfliktbe-
arbeitung befassen.2
Der Trägerkreis freut sich, viele 
Schüler*innen und Lehrer*innen auf der 
Konferenz begrüßen zu 
dürfen.
von Thomas Rödl
Deutsche Friedensgesellschaft 
– Vereinigte Kriegsdienst- 
gegnerInnen DFG-VK, 
Landesverband Bayern
1  Vgl. Übersicht über die Referent*innen und die The-
men: www.friedenskonferenz.info/ChronologieBrief-
kopf.pdf
2  Interessierte Schüler*innen können Freikarten zur Teil-
nahme an der Forumsveranstaltung erhalten. 
 Reservierung über das Büro der DFG-VK 
Tel.: 0 89-89 62 34 46 oder  
per E-Mail: office@friedenskonferenz.info.  
Aktuelle Informationen: www.friedenskonferenz.info
Kundgebung und Demonstration gegen die SIKO:
Samstag, 1. Februar 2014, 
13.00 Uhr, Marienplatz, München
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Das Projekt
Das Projekt, beste-
hend aus Ausstellung und 
Künstlergespräch sowie 
allen vor- und nachbe-
reitenden Arbeiten, war 
ein Kooperationsprojekt 
des GEW-Stadtverbandes 
München mit dem DGB-
Bildungswerk Bayern. Als 
Freund des Künstlers war 
es für den Geschäftsfüh-
rer des Stadtverbandes 
München, Jockel Graf, ein-
fach gewesen, den Erst-
kontakt herzustellen und 
so das Projekt anzuschie-
ben. Die Ausstellung mit 
Skulpturen aus Holz, die 
Andreas Kuhnlein mit der 
Motorsäge bearbeitet hat-
te, fand vom 24.9.2013 bis 
25.10.2013 im Eingangsbereich, Tagungstrakt und Garten des Münch-
ner Gewerkschaftshauses statt, das Künstlergespräch am 9.10.2013.
Ich hatte mir vorgenommen, zum Künstlergespräch zu gehen, weil 
ich vor und nach einem unserer Fachgruppenabende von der Skulptu-
rengruppe im Eingangsbereich nachhaltig beeindruckt war. Auf andere 
von uns wirkte dieses Ensemble verstörend und verwirrend. Ich wollte 
einfach mehr wissen über den »Erschaffer«, über den Menschen, der 
mit einer Motorsäge Gestalten »zusammensägt«, die dann auch noch 
filigran wirken. Ich ging aber auch als DDS-Redakteur, den die Aussa-
ge aus dem Einladungstext zur Veranstaltung interessierte, dass der 
Künstler »Projekte mit Schülern und Behinderten ebenso als Teil sei-
ner gesellschaftlichen Verantwortung sieht, von der er überzeugt ist«. 
Wie sieht das aus? Wie setzt er dies um? Wie kann bei Interesse 
von Kolleg*innen eine Kontaktaufnahme stattfinden? Diese Fragen in-
teressierten mich neben dem privaten künstlerischen Interesse.
Die Veranstaltung »Künstlergespräch«
Zur Halbzeit der Ausstellung fand abends im Konferenzraum des 
DGB Bayern das Gespräch mit dem Künstler Andreas Kuhnlein statt. Es 
moderierte Dr. Alexander Klier vom DGB-Bildungswerk. Der Tagungs-
raum des Münchner Gewerkschaftshauses war gut gefüllt, ca. 50 Per-
sonen waren gekommen. Nach der Begrüßung und kurzen Einfüh-
rung von Alexander Klier wurde der Film »Menschenbilder« von Ro-
land Schraut gezeigt, der einen exzellenten Überblick über Biografie, 
Werk und Arbeitsweise des Künstlers gab. »Der Film begleitet Andre-
as Kuhnlein und seine Arbeiten: vom Suchen des Baumes über das Fäl-
len und die Bearbeitung bis zu ihrem Auszug in das Licht der Öffent-
lichkeit« (aus dem Begleittext zum Film). Dieser Film kann über die 
Website von Roland Schraut als DVD für 12 EUR direkt bestellt werden. 
Eingestimmt und über wenige Basisfakten informiert leitete Alex-
ander Klier mit vorbereiteten Fragen zur Gesprächs- bzw. Fragerunde 
über: Wieso Schreinerlehre im Chiemgau und keine Ausbildung zum 
Künstler? Welche Bedeutung kommt der Zeit als Bundesgrenzschützer 
mit Einsätzen in Stammheim, an der innerdeutschen Grenze und ge-
gen die Anti-AKW-Bewegung zu? Ist die Motorsäge einziges Instrument 
und Werkzeug im kreativen Prozess? Brutalität der Kettensäge versus 
Zerbrechlichkeit, Verletzlichkeit und Vergänglichkeit der Werke – zer-
klüftete Skulpturen. Existiert zuerst der Baum oder zuerst das Thema 
oder Motiv der Skulptur? Gibt es Skizzen oder Vorzeichnungen? Wel-
che gesellschaftliche Dimension und welche politische Bedeutung ha-
ben die Werke? Wie sehen die Projekte mit Schulklassen aus? Wann 
stellte sich der Erfolg als Künstler ein? Warum wählen sie vorrangig his-
torische Orte und Orte im sozialen Spannungsfeld für Ausstellungen?
Geduldig beantwortete Andreas Kuhnlein die Fragen, schmückte 
manche Antwort mit Anekdoten aus, bereicherte durch steten Bezug 
zu seiner eigenen Biografie und zeichnete so das Bild eines bescheide-
nen und geerdeten Künstlers aus Unterwössen im Chiemgau, der sich 
durch seine Arbeit »geistig« befreien konnte und mittlerweile Ausstel-
lungen in der ganzen Welt konzipiert und sich genau dabei immer wie-
der auf neue Prozesse einlässt.
Meine Eindrücke:
Mich haben natürlich neben den Werken drei Aussagen besonders 
beeindruckt:
Zentral ist der Prozesscharakter des Schaffens und dann des Prä-
sentierens.
Werke entstehen thematisch, auf Projekte bezogen oder ad hoc 
aus der Emotion. Andreas Kuhnlein lässt sich bei jedem Projekt inten-
siv auf einen Prozess ein und gestaltet diesen dann mit Werken oder 
begleitet ihn als Mensch und Künstler. Sei es als Projekt mit einer 
Schulklasse, als Professor in China, als Ausstellungsmacher in einer Kir-
che oder auch als Künstler, der psychiatrische Krankheitsbilder »dar-
stellt« und dann in der Psychiatrie in der Nussbaumstraße ausstellt. 
Kreative Phasen finden im Winter statt. Der Künstler arbeitet aus-
schließlich im Winter, er schildert das Kribbeln im Herbst und auch die 
nachfolgende Erschöpfung im Frühjahr nach solch einer Phase. Der 
Sommer dient ihm als Reisezeit und Zeit der Ausstellungskonzeptio-
nen. Dies schien mir als der geglückte Versuch, durch jahreszeitliche 
Struktur seiner Emotionalität ein wenig Spur oder Rahmen zu geben.
Die Motorsäge ist für ihn das perfekte Instrument, um seiner Emo-
tionalität Ausdruck zu verleihen. Dies verwundert auf den ersten Blick 
sehr, denn man assoziiert mit ihr ja Brutalität, Brachialgewalt beim 
Bäumefällen und sieht in ihr kein Werkzeug für die Hand eines Künst-
lers. Kuhnleins Argumentation bezieht sich jedoch auf die Schnelligkeit 
und ist unter diesem Schwerpunkt gut nachvollziehbar: Die Kettensä-
ge ist schnell und mit ihr kann etwas schnell umgesetzt werden. Kuhn-
lein: »Ich weiß doch nicht, ob ich am Nachmittag im gleichen emotio-
nalen Zustand bin, nur mit der Motorsäge kann ich direkt umsetzen!« 
Für mich kaum zu glauben und umso beeindruckender, wenn ich die 
zwar zerklüfteten, aber doch filigran wirkenden Werke betrachte. Of-
fensichtlich ging es dem kleinen Jungen auch so, der von Kuhnlein zi-
tiert wird: »Paba, woher hot der Mo gwisst, dass der Mo in dem Baam 
drin is?«
Ohne direkt gefragt zu haben, war mein Eindruck, dass Andreas 
Kuhnlein stets offen ist für Anfragen von Schulklassen oder Menschen, 
die sich mit ihm ernsthaft auf einen Prozess einlassen wollen. Auf You-
Tube lässt sich ein Film über ein Kunstprojekt mit der Berufsschule 2 
in Rosenheim aus dem Jahre 2007 finden, offensichtlich als TV-Beitrag 
2008 gesendet. von Wolfram Witte
»Es ist Aufgabe der Kunst, Bewegung in die Köpfe zu bringen«
Andreas Kuhnlein – Spuren des Menschseins. Ausstellung und Künstlergespräch im DGB-Haus München
Andreas Kuhnlein (links) und Jockel Graf
Fotos: Dr. Alexander Klier
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Im Rahmen des Otto-Brenner-Preises1, der von der gleichnami-
gen Stiftung ausgelobt wird, um den kritischen Journalismus zu för-
dern, sucht die Jury jedes Jahr auch nach einem Preisträger für die 
Kategorie »Medienprojekt«. Am 12. November erhielt den mit 2.000 
Euro dotierten Preis die Initiative NSU-watch2. 
»Nur wenige deutsche und türkische Journalisten fanden per 
Losentscheid Zugang zum Münchener NSU-Prozess, wichtige Medi-
en müssen wegen Platznot bis heute draußen bleiben. Die Lösung 
des Problems findet sich im Internet. Ein Bündnis3 mehrerer Initiati-
ven um das antifaschistische pressearchiv und bildungszentrum ber-
lin e. V. (apabiz) und die Antifaschistische Informations-, Dokumen-
tations- und Archivstelle München e. V. (a.i.d.a) lässt seine akkre-
ditierten Berichterstatter möglichst lückenlose Protokolle der Ver-
handlungstage anfertigen und stellt diese frei ins World Wide Web – 
noch dazu ins Türkische übersetzt, was eine, nach Einschätzung der 
Jury, ›zusätzlich verdienstvolle interkulturelle Dolmetscherleistung‹ 
ist«. So begründen die Verantwortlichen des Otto-Brenner-Preises 
ihre Entscheidung. Auf dem Weblog NSU-watch findet man die Pro-
tokolle darüber hinaus auch in englischer Sprache. Daneben stehen 
Dokumente und Bewertungen zum Strafverfahren gegen die Terror-
zelle des Nationalsozialistischen Untergrundes (NSU) und zu den Er-
mittlungen sowie eine Zeitleiste zu den NSU-Morden und anderen 
rechtsradikalen Anschlägen bereit. Außerdem unterstützen die Mit-
glieder des Netzwerkes die Nebenkläger*innen im NSU-Prozess mit 
unabhängigen Recherchen. NSU-watch ist nach Auffassung der Jury 
»eine informative Website von radikaler Transparenz und ohne die 
im klassischen Journalismus unvermeidlichen Verkürzungen.« Zu-
dem liefert der Weblog einen Einblick in »eine deutsche Sittenge-
schichte von Hass und Schuld, Versagen und Verantwortung«. Die Ju-
ry-Mitglieder wünschen abschließend in ihrer Begründung den Mit-
gliedern des NSU-watch, auch im Namen der Leser*innen der Do-
kumente: »Möge diesem politischen Medienprojekt der Atem nicht 
ausgehen!«
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»NSU-watch« erhält »Medienprojektpreis 2013« 
der Otto-Brenner-Stiftung
a.i.d.a. erfuhr jüngst auch auf bayerischer Ebene die Anerken-
nung, die ihr von Staats- und Verfassungsschutzseite lange Jahre vor-
enthalten wurde. Am 8. Juni erhielt die Antifaschistische Informa-
tions-, Dokumentations- und Archivstelle München e. V. 4 für ihre 
langjährige Arbeit gegen rechts vom bayerischen Landesverband 
Bündnis90/Die Grünen im bayerischen Landtag den Sepp-Daxenber-
ger-Preis 2013, der mit 2.000 Euro dotiert ist.
In seiner Laudatio skizzierte Sigi Benker, ehemals Vorsitzender 
der Stadtratsfraktion der Grünen in München, ein Bild von Bayern 
ohne a.i.d.a., um deutlich zu machen, welche Bedeutung ihr zufällt: 
»Ohne a.i.d.a. wären die Straftaten, Gewalttaten, Propagandadelikte 
und Demonstrationen der Neonaziszene nichts anderes als ein ewi-
ges Sammelsurium von angeblichen Einzeltaten. Verübt von Einzel-
tätern.« Ein Bild, das Verfassungsschutz und Polizei auch heute noch 
gerne bemühen. Ein Bild, dem die Aktiven von a.i.d.a. schon vor 23 
Jahren widersprachen, als sie anfingen, Fakten zu sammeln und in 
Bezug zu setzen, bis allen, die es wissen wollten, klar war: »Es exis-
tiert ein rechtsextremes Netzwerk, mit Strukturen, Hintermännern, 
Kontinuitäten, Schulungen, Material, Finanzen. Mit Gewaltbereit-
schaft, Totschlagfantasien und realen Mordversuchen und Morden. 
Es gibt ein Netzwerk, das MigrantInnen, Flüchtlinge, Schwule, Lin-
ke, Andersdenkende, Wohnungslose, Demokraten bedroht«, so Sigi 
Benker weiter. 
Marcus Buschmüller freute sich im Namen von a.i.d.a. über die 
Auszeichnung: »Wir nehmen die Auszeichnung aber auch stellvertre-
tend für die vielen Einzelpersonen und Initiativen in ganz Bayern an, 
die mit ihrer Recherche- und Informationsarbeit das Engagement ge-
gen Neonazismus und Rassismus vor Ort unterstützen.« 
Die Preisverleihung, von der auch im Bayerischen Fernsehen (BR) 
berichtet wurde, brachte a.i.d.a. auch ein Lob von ungewöhnlicher 
Seite ein. Oliver Platzer vom bayerischen Innenministerium über-
raschte mit folgender Einschätzung: »Sicher leistet auch a.i.d.a. eine 
sehr wertvolle Arbeit.«5 In den Jahren 2008 bis 2011 war man im Mi-
nisterium wie auch beim Verfassungsschutz noch anderer Meinung. 
Damals wurden a.i.d.a. und seine Mitglieder noch als Verfassungs-
feinde diskreditiert. 
Die Mitglieder von NSU-watch wie auch von a.i.d.a. sind auf eine 
unabhängige finanzielle Förderung angewiesen. Sie freuen sich so-
wohl über Spenden als auch über Fördermitgliedschaften.
von Dorothea Weniger
Journalistin und Mitglied der DDS-Redaktion
4  aida-archiv.de/ 
5  Vgl. www.br.de/fernsehen/bayerisches-fernsehen/sendungen/abendschau/daxen-
berger-preis-aida-100.html und http://www.br.de/nachrichten/sepp-daxenberger-
preis-100.html
Der bayerische Sepp-Daxenberger-Preis 2013 geht an a.i.d.a.
(v. l. n. r.) Siegfried Benker, Marcus Buschmüller, Theresa Schopper (Landesvorsitzende 
der Grünen). Bildnachweis: Antje Wagner
1  www.otto-brenner-preis.de/
2  www.nsu-watch.info/
3  Weitere Mitglieder des Bündnisses: »Antirassistisches Bildungsforum Rheinland«, 
»Antifaschistisches Infoblatt« (AIB), »Antifa Recherche Team Dresden« (ART), das 
antifaschistische Magazin »Der Rechte Rand«, »Forschungsnetzwerk Frauen und 
Rechtsextremismus«, die antifaschistische Zeitschrift »LOTTA« u.a. 
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für individuelle und kollektive Äußerungsfor-
men zu finden. Dabei sind die Spannungsver-
hältnisse, innerhalb derer die (zumeist abhän-
gig und prekär) Beschäftigten agieren (müs-
sen), zu thematisieren: Individualisierende Er-
klärungsansätze sind nicht nur fehl am Platze, 
sie verschärfen und verstetigen darüber hin-
aus die im Buch problematisierte »Lage Sozi-
aler Arbeit«.
Der Band ist eine Antwort auf die Frage, 
welche Formate und Darstellungsweisen es ge-
ben kann, um die Zustände Sozialer Arbeit ge-
samtgesellschaftlich sichtbar zu machen und 
zu problematisieren. Weitere Antworten sind 
zu finden. Hier sind die Akteur*innen Sozialer 
Arbeit in allen Funktionen und auf allen Ebenen 
gefordert: als Arbeitgeber*in oder Angestellte, 
als Fach- oder Berufsverbandsvertreter*in, als 
Gewerkschafter*in oder (Fach-)Politiker*in, als 
Fortbildner*in, Supervisor*in oder Hoch-
schullehrer*in, als Wissenschaftler*in, For-
schende, Evaluator*in, Berater*in, Kolleg*in, 
Praktikant*in oder Studierende – im Rahmen 
des jeweiligen Arbeitsverhältnisses oder in 
institutionalisierten wie selbst organisierten 
Netzwerken, Arbeitskreisen und Bündnissen.
Fazit
Zunehmend mehr Sozialarbeiter*innen 
sind nicht länger gewillt, die unzumutbaren 
Verwerfungen aktivierender Sozialabbaupoli-
tik hinzunehmen und im Namen von Sozialer 
Arbeit zu reproduzieren. Der von Seithe und 
Wiesner-Rau herausgegebene Band bietet 
diesen Stimmen ein Forum. Über 60 Fachkräf-
te und Studierende Sozialer Arbeit brechen 
hier ihr Schweigen. Die Einblicke geben viel-
fältige Denk- und Diskussionsimpulse: Sie kön-
nen in Hochschullehre, Praktikumsbegleitung 
oder Fortbildungen einfließen. Sie können An-
stöße für (Lehr-)Forschungsprojekte oder Ab-
schlussarbeiten geben. Sie können von Studie-
renden, Fachkräften, Wissenschaftler*innen, 
Fachpolitiker*innen und berufspolitischen In-
teressenvertretungen genutzt werden, um in 
ihren jeweiligen Feldern und in Richtung Öf-
fentlichkeit lautstark, kreativ, hartnäckig und 
entschlossen auf die gegenwärtige Lage Sozi-
aler Arbeit aufmerksam zu machen.
von Maren Schreier
M. A. Social Work, Diplom-Sozialarbeiterin/Sozialpädagogin
Freiberuflerin im Wissenschaftsbereich
Diese Rezension ist Auszug einer längeren Version auf: http://
www.socialnet.de/rezensionen/15338.php
»Was draufsteht, ist nicht drin« – so bringt 
eine Sozialarbeiterin ihre Erfahrungen im All-
gemeinen Sozialdienst auf den Punkt. Dreht 
man diese Aussage um, lässt sich bezogen 
auf den vorliegenden Band resümieren: »Was 
draufsteht, ist definitiv drin!«
»Das kann ich nicht mehr verantworten!« 
– dieser Ausruf wird im Rahmen der rund 60 
im Band präsentierten Erfahrungsberichte von 
Sozialarbeiter*innen vielfältig ausgeleuchtet 
und untermauert. Das Lesen strengt an. Da 
sind die vielen empörenden, oftmals unge-
setzlichen Praktiken von Leitungskräften und 
Beschäftigten öffentlicher wie freier Träger So-
zialer Arbeit. Man liest von Befehlen, Rechtfer-
tigungszwängen und Erpressungsversuchen, 
von Unterlassung und Hilfeverweigerung – be-
gleitet von einer chronischen, zersetzenden 
Ressourcenverknappung. Ausbeutende und 
entwürdigende Arbeitsbedingungen werden 
beschrieben, die mit unerträglichen und krank 
machenden Arbeitsbelastungen einhergehen. 
Sichtbar wird nicht zuletzt die »Normalität« ei-
ner strukturell legitimierten, diskriminieren-
den, gewaltförmigen und damit Ausgrenzung, 
Not und Unterdrückung der Adressat*innen 
verschärfenden Praxis Sozialer Arbeit.
Die Emotionen der Berichtenden springen 
einen regelrecht an. Seite für Seite ist die Rede 
von Druck, vom Gefühl, abgerichtet zu wer-
den (vgl. S. 13) oder ausgeliefert zu sein: Hoff-
nungslosigkeit und Ohnmachtserfahrungen 
werden thematisiert. Sichtbar wird persön-
liches wie kollektives Leiden – aufseiten der 
Fachkräfte wie aufseiten der Adressat*innen 
Sozialer Arbeit. Von inneren wie realen Kündi-
gungen ist die Rede. Das Buch ist ein Aufschrei.
Bei der Rezensentin hat dies während des 
Lesens Bedrückung, Erschrecken, Wut und 
Aufbegehren hervorgerufen. An vielen Stel-
len schlich sich zudem – wider besseren Wis-
sens – der Drang nach (entlastendem?) Augen-
verschließen ein. Ein erstes Fazit nach der Lek-
türe: Es empfiehlt sich nicht, dieses Buch am 
Stück zu lesen. Die Lektüre braucht Zeit und 
vor allem Pausen zum Innehalten, Überden-
ken etc. Es ist ein Buch, das man gemeinsam 
lesen, diskutieren und verarbeiten sollte. Ge-
lesen werden sollte es in jedem Fall!
Mehr als zu denken geben folgende Le-
seeindrücke: Innehalten, Hinterfragen, Reflek-
tieren, selbst fachliche Weiterqualifizierung – 
dies alles bleibt im Berufsalltag Sozialer Arbeit 
auf der Strecke. Nur ein Beispiel dazu: »Seit 
sechs Jahren weigere ich mich deshalb [auf-
grund der rigiden und entfachlichten Arbeits-
bedingungen, M. S.], mein Recht auf regelmä-
ßige Fortbildung wahrzunehmen. Ich bin ein-
fach nicht mehr bereit, bei diesem Possenspiel 
mitzumachen: Ich lerne da die spannends-
ten, tollsten Methoden für gute Beratungsar-
beit kennen und weiß doch genau, dass ich 
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diese nie werde anwenden können, weil da-
für überhaupt keine Rahmenbedingungen ge-
geben sind« (S. 117). Es erhärtet sich der Ver-
dacht, dass fachliche Reflexion und Eigenstän-
digkeit in vielen Fällen weder vorgesehen noch 
erwünscht sind. 
Mehr als einmal drängte sich beim Lesen 
deshalb der Impuls auf, zu rufen: Es ist doch 
aber nicht alles so schlecht? Es kann aber doch 
auch anders gehen!? Allerdings: Wer in Sozia-
ler Arbeit tätig ist, wer sich mit Kolleg*innen 
aus der Praxis unterhält, wer in Praxiskontex-
ten forscht oder schlicht mit offenen Augen 
und Ohren die Praktiken des jeweiligen örtli-
chen Jugendamtes verfolgt, der oder die weiß: 
Die Berichte sind keine Einzelfälle. Vielmehr 
veröffentlichen sie einen Zustand Sozialer Ar-
beit, der seit Langem unerträglich ist: »Für 
das, was uns eigentlich als Aufgabe gestellt 
wird, reicht (…) die Zeit, die uns bewilligt wird, 
grundsätzlich nicht aus. Man kann viele Seiten 
seiner fachlichen Kompetenz gar nicht anbrin-
gen. Aber so was scheint in der Sozialen Arbeit 
ja normal zu sein« (S. 113). 
Missstände sichtbar machen
Dass viele Fachkräfte Sozialer Arbeit den-
noch nicht resignieren, flößt Respekt ein. Auch 
wenn es beim Lesen meist in den Hintergrund 
tritt: Viele Kolleg*innen identifizieren sich mit 
ihrem Beruf, sie arbeiten mit Leidenschaft, Ge-
staltungswillen und Beharrlichkeit. Man liest 
von engagierten, humorvollen und widerstän-
digen Teams, von individuellem wie kollek-
tivem Aufbegehren und Gegenwehr: »Es ist 
normal, in der Sozialen Arbeit ausgebeutet zu 
werden, und das ändert sich nur, wenn wir das 
nicht mehr mitmachen« (S. 71).
Ein Team eines Allgemeinen Sozialdienstes 
hat die Konsequenz daraus gezogen: »Wir ha-
ben beschlossen, unsere Arbeitssituation nicht 
mehr einfach hinzunehmen. ›Es reicht‹ hat mei-
ne Kollegin in der Mittagspause gesagt. ›Wir 
müssen was machen! Wir schreiben einen Pro-
testbrief!‹ Und erstaunlicherweise waren alle 
dafür und wollten unterschreiben« (S. 104).
Die Erfahrungsberichte legen Zeugnis davon 
ab, dass viele Kolleg*innen die Zumutungen, die 
mit den vorherrschenden Ausgrenzungs- und 
Diskriminierungspraktiken aktivierender Sozi-
alpolitik wie auch Sozialer Arbeit einhergehen, 
nicht mehr länger hinzunehmen bereit sind. Die-
se Zumutungen zu veröffentlichen, ist als wichti-
ger und mutiger Schritt zu werten.
Aus der Lektüre lassen sich Aufforderun-
gen ableiten, die ausnahmslos alle im Kon-
text Sozialer Arbeit Wirkenden angehen: Es 
gilt, Missstände, Verwerfungen und Gesetzes-
brüche Sozialer Arbeit zu benennen, sichtbar 
zu machen, zu erforschen, zu kontextualisie-
ren und zu skandalisieren. Auch gilt es, hier-
»Es reicht – wir müssen was machen!«
Mechthild Seithe, 
Corinna Wiesner-Rau (Hg.):
»Das kann ich nicht mehr 
verantworten!« Stimmen 
zur Lage der Sozialen 
Arbeit.
Paranus Verlag
Neumünster 2013
232 Seiten
21,95 EUR
ISBN 978-3-940636-28-7
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Von Chancengerechtigkeit sei man, so 
Largo, in Deutschland aber noch weit ent-
fernt. Die soziale Herkunft eines Kindes spie-
le nach wie vor eine entscheidende Rolle. So 
werde die Einführung breit angelegter und 
wirksamer familienergänzender Tagesstruk-
turen (Kindertagesstätten, Ganztagsschu-
len) immer noch hinausgezögert und so blie-
be die Schule eine »nacherzieherische Nothil-
festation«. So plädiert Largo letztlich für eine 
»grundlegende Erneuerung der Schule«, die 
auf jedes Kind mit seinen individuellen Eigen-
heiten eingehen und die Gesetzmäßigkeiten 
der kindlichen Entwicklung achten müsse.
Der Autor des schmalen, gut lesbaren Bu-
ches redet nie lange um den heißen Brei he-
rum, sondern er redet gleich Tacheles. Die 
Verbindung ärztlicher Beobachtungen mit 
pädagogischen Erkenntnissen führt zu über-
zeugenden Ergebnissen. So ist es kein Zu-
fall, dass das Buch als Flugschrift vom Archiv 
der Zukunft herausgegeben wird und mit ei-
nem längeren Gespräch zwischen dem Au-
tor und Reinhard Kahl, dem bekannten Schul-
zukunftsforscher, endet. Auf die Frage Kahls, 
worin der Vorteil des Verschiedenseins der 
Kinder bestehe, äußert Largo:
»Jeder leistet mit seinen Stärken in der 
Gemeinschaft seinen Beitrag. Gerade weil wir 
unterschiedlich sind, entsteht eine produkti-
ve Gemeinschaft.«
von Andreas Salomon
»Das Beste, was einem Individuum pas-
sieren kann, ist, dass es sich so, wie es in sei-
nem Wesen angelegt ist, verwirklichen darf.« 
Die Einzigartigkeit eines jeden Kindes müsse 
gesehen werden, sagt der Arzt und Anwalt 
der Kinder Remo H. Largo und klagt damit die 
Schulen an, die dieser Individualität nicht ge-
recht würden.
Die Erkenntnisse des ehemaligen Züri-
cher Professors für Kinderheilkunde beru-
hen auf langjährigen Forschungen als Lei-
ter der »Züricher Longitudinalstudie«, bei 
der seit den 1970er-Jahren inzwischen über 
800 Kinder bis ins Erwachsenenalter beob-
achtet wurden. Der Autor der bekannten Bü-
cher »Babyjahre«, »Kinderjahre« und »Ju-
gendjahre« geht in seinem neuen Buch der 
Frage nach, welche Faktoren für den Lerner-
folg eines Kindes verantwortlich sind. So kön-
ne man z. B. Kindern nichts beibringen, wenn 
sie in ihrer persönlichen Entwicklung einfach 
noch nicht reif dafür seien, denn Lernen be-
deute immer, an etwas Bekanntes anzuknüp-
fen. Kinder seien nicht zu belehren und auf 
das Erreichen von Standards zu reduzieren, 
sondern sie benötigten einen Rahmen, in 
dem sie selbstständig lernen könnten.
Individualität und Vielfalt
Largo kritisiert den Druck und die Gleich-
macherei der Schulen, wobei die Individua-
lität und Vielgestaltigkeit der menschlichen 
Natur vernachlässigt werde. Dies habe be-
reits Wilhelm von Humboldt vor 200 Jah-
ren erkannt. Heute beherrschten aber im-
mer noch praxisferne Schulreformen, zu vol-
le Lehrpläne und ein Übermaß an bürokrati-
schen Vorgaben den Alltag, während es doch 
die eigentliche Aufgabe der Bildungsministe-
rien sei, »nachzufragen, zu unterstützen und 
Ressourcen bereitzustellen«. Statt Bevor-
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mundung müssten, wie in den skandinavi-
schen Ländern, Autonomie und Selbstverant-
wortung in den Schulen Einzug halten.
Unter Bezugnahme auf die Hattie-Studie, 
die zwar viele »Unschärfen« aufweise, setzt 
Largo auf sehr kompetente und hoch moti-
vierte Lehrkräfte, die auch schwache Schüle-
rinnen und Schüler zu guten Leistungen füh-
ren könnten. Der Unterricht müsse dabei auf 
die individuelle Schüler*in hin orientiert sein.
Und die Rahmenbedingungen?
So weit, so gut. Ob allerdings die äuße-
ren Rahmenbedingungen wirklich derart zu 
vernachlässigen seien, wie es Hattie meint, 
muss doch in Zweifel gezogen werden. Hier 
übernimmt Largo die Ansichten Hatties recht 
unbedacht und glaubt wie dieser, Lehrkräf-
te könnten die reinsten Supermenschen sein 
und alle gesellschaftlichen Probleme, die in 
die Schule hineingetragen werden, im Hand-
streich lösen.
Dies überrascht, da Largo eigentlich sehr 
deutlich sieht, wie groß die Unterschiede zwi-
schen den Schülerinnen und Schülern sind, 
wofür er zu Recht die gesellschaftlichen Be-
dingungen, unterschiedliche Anlagen und 
Lernerfahrungen sowie unterschiedliche au-
ßerschulische und vor allem vorschulische Er-
fahrungen verantwortlich macht.
So kritisiert er folgerichtig das mehrglied-
rige Schulsystem, das bleibende Benachteili-
gung produziere. Chancengleichheit müsse 
gewährleistet sein, damit jedes Kind die Mög-
lichkeit bekomme, sein individuelles Entwick-
lungspotenzial zu verwirklichen. Selektion 
und starre Bildungsstandards würden nicht 
mehr in die Welt von heute passen. Lernmo-
tivation sei durch eigenes Handeln des Kindes 
zu wecken. Nachhaltiges Lernen beruhe auf 
eigenständigen Erfahrungen.
Wider die Gleichmacherei in den Schulen
Remo H. Largo:
Wer bestimmt den 
Lernerfolg: Kind, Schule, 
Gesellschaft?
Beltz Verlag
Weinheim 2013
111 Seiten
9,95 EUR
ISBN 978-3-407-85983-9
Der LesePeter ist eine Auszeichnung der Arbeitsgemeinschaft Jugendliteratur und Medien (AJuM) der GEW für ein herausragendes aktuelles Buch der Kin-
der- und Jugendliteratur. Die ausführliche Rezension (mit pädagogischen Hinweisen) gibt es unter: www.AJuM.de (Datenbank) oder unter www.LesePeter.de
Im Dezember 2013 erhält den LesePeter das Bilderbuch
Ljuba Stille: Liese lutscht
Kinderbuchverlag Wolff  • Frankfurt 2013 • 24 S. • 12,90 EUR • ISBN 978-3-938766-38-5 • ab 12 Jahren 
Ungewöhnliche Illustrationstechnik mit gewöhnlichem Problem: Liese lutscht am Daumen. Dafür aber, finden die Eltern, der Bruder und 
Opa, ist Liese zu groß. Liese findet das nicht, in dieser Hinsicht ist sie gern noch ein bisschen klein. Peinlich findet das ihr Bruder Paul. Und 
wie findet Oma das? Ein witziges Buch – nicht nur für kleine Kinder!
Im Januar 2014 erhält den LesePeter das Kinderbuch
Mira Lobe: Lollo
Illustrationen: Susi Weigel
Jungbrunnen Verlag • Wien 2013 • 69 S. • geb. • 16,95 EUR • ISBN 978-3-7026-5852-6  • ab 6 Jahren 
Lollo ist eine Puppe mit dunkler Hautfarbe. Lollo liegt auf dem Müll, weil sie alt und auch nicht mehr so ansehnlich ist. Doch sie selbst fühlt 
sich nicht verbraucht. Also sucht sie sich Gefährt*innen und gestaltet ihr neues Leben  so, wie sie es richtig findet.
In anspruchsvollen Reimen warf Mira Lobe bereits vor über 25 Jahren Themen auf, die mehr denn je unseren Alltag betreffen. 
Es hat seinen Grund, warum gerade diese gefühlvoll gereimte Geschichte heute wiederentdeckt wird und werden sollte.
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Zwei Fragen stehen im Mittelpunkt von 
Michael Hartmanns neuestem Buch. Die ers-
te befasst sich mit dem Thema Leistung und 
der These, dass es nur dann, wenn die Un-
terschiede in Einkommen und sozialem An-
sehen groß genug sind, auch einen Anreiz 
für persönliche Leistungen gibt. 
Damit hängt die zweite Frage zusam-
men: Wie gerecht sind die sozialen Unter-
schiede?
Sozialer Status und 
Leistungsanreize
Bei der Frage nach sozialen Unterschie-
den als Leistungsanreiz belegt Hartmann mit 
den Ergebnissen früherer Untersuchungen, 
dass die Mehrheit der bundesdeutschen Be-
völkerung Unterschiede in Einkommen und 
sozialem Status als leistungsfördernd be-
wertet. Auffallend: Je niedriger das Einkom-
men und der berufliche Status der Befrag-
ten, umso höher die Zustimmung. Und: Ge-
werkschaftsmitglieder äußern sich wesent-
lich kritischer zu dieser Aussage als die üb-
rigen Befragten.
Die Eliten stehen dem Leistungsprin-
zip erheblich skeptischer gegenüber als die 
restliche Bevölkerung.1 Auch wenn das Leis-
tungsprinzip in öffentlichen Äußerungen be-
wusst betont wird, bewerten es die Befrag-
ten in der aktuellen Untersuchung als nur ei-
nen Karrierebaustein unter anderen. »Dar-
in dürften sich (...) die eigenen Erfahrungen 
mit den vielfältigen und bei weitem nicht 
nur auf die persönliche Leistung zurückzu-
führenden Erfolgsfaktoren niederschlagen«, 
so Hartmanns Fazit.
Wie gerecht sind die sozialen 
Unterschiede?
Ein ganz anderes Bild zeigt das Antwort-
verhalten auf diese Frage. Fast drei Viertel 
der Bevölkerung finden die sozialen Unter-
schiede in Deutschland ungerecht. Je gerin-
ger das Einkommen und der Sozialstatus der 
Befragten, desto eindeutiger die Antwort. 
Im Vergleich mit den auf das Leistungsprin-
zip bezogenen Statements ergibt sich damit 
eine genau entgegengesetzte Einstellung.
desministerien oder Vertreter*innen der 
Wirtschaft.
Sind die Daten der Untersuchung 
repräsentativ?
Die Frage, wie repräsentativ die Ergeb-
nisse dieser Untersuchung sind, wird Hart-
mann von verschiedensten Seiten gestellt. 
Zwischen Oktober 2011 und Oktober 2012 
wurden im Auftrag des Wissenschaftszent-
rums Berlin für Sozialforschung (WZB) von 
Aproxima, Gesellschaft für Marktforschung 
und Sozialforschung, insgesamt 358 durch-
schnittlich 60-minütige Interviews durchge-
führt, von denen 351 ausgewertet wurden. 
Der Rücklauf bzw. die Ausschöpfungsquo-
te, vor allem in den Sektoren Wirtschaft und 
Politik, war jedoch relativ gering. Besonders 
Vertreter*innen aus diesen beiden Sektoren 
können deshalb die Repräsentativität der Er-
gebnisse anzweifeln. Dieser Kritik muss sich 
der Autor stellen2.
Verbleibende Fragen reizen zum
Weiterforschen
Nichtsdestotrotz gelingt es Hartmann 
auch mit diesem Buch, ein vielschichtiges 
Sozialprofil der deutschen Elite zu erstellen. 
Die aufbereiteten Zahlen und Analysen wer-
fen Fragen auf, denen Lehrende und Studie-
rende in den Sozial- und Politikwissenschaf-
ten nachgehen sollten. 
Eine solche Frage wäre z. B., wie es sich 
erklären lässt, dass Mitglieder der Elite, die 
aus dem Arbeiter*innenmilieu stammen, 
zwar antworten, dass die sozialen Unter-
schiede hierzulande ungerecht sind, dann 
aber, wenn sie Vertreter*innen in entschei-
denden politischen Funktionen sind, wie 
etwa Gerhard Schröder oder Joseph Fischer, 
trotzdem »Reformen« wie die Hartz-IV-Re-
gelungen umsetzen, die bis heute für erheb-
liche Teile der Bevölkerung reale Verschlech-
terungen bedeuten.
von Ute Schmitt
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Ganz anders auch die Einstellung der be-
fragten Elitemitglieder zu dieser Frage. Von 
den in großbürgerlichen Haushalten aufge-
wachsenen Eliteangehörigen empfindet ge-
rade einmal ein gutes Viertel die sozialen 
Unterschiede als ungerecht und nicht einmal 
ein Viertel sieht in Rangunterschieden ein 
Problem. Entsprechend sind dann die poli-
tischen Ansichten der Mehrheit: »Die aus 
dem Großbürgertum stammenden Elitean-
gehörigen (...) sind überdurchschnittlich oft 
der Ansicht, dass (...) die hohen Einkommen 
und Vermögen (...) nicht stärker besteuert 
werden sollten und die hohe Staatsverschul-
dung die entscheidende Ursache der Finanz-
krise ist. Dementsprechend plädieren sie be-
sonders häufig für eine Senkung der öffent-
lichen Ausgaben und gegen einen Mindest-
lohn« (S. 163).
Hier differenziert Hartmann die Gruppe 
nach Herkunft und Karriereverlauf. Die Be-
fragung zeigt nämlich, dass die Personen in 
Elitepositionen, die aus Arbeiterinnenfami-
lien kommen, die sozialen Unterschiede am 
seltensten für gerechtfertigt halten. Diese 
Mitglieder der Elite sind nicht nur in den Ge-
werkschaften überproportional vertreten, 
sondern auch in den Bereichen Kirche, Mi-
litär und Politik. In der Politik jedoch mit fal-
lender Tendenz, wie Hartmanns Zahlen zei-
gen, da hier immer mehr Vertreter*innen 
mit bürgerlicher und großbürgerlicher Her-
kunft in Entscheidungspositionen kommen.
Als Beispiel dafür nennt Hartmann den 
immer größer werdenden Anteil reiner 
Berufspolitiker*innen: »Jeder vierte Spit-
zenpolitiker hat entweder sofort nach Stu-
dienende oder aber innerhalb der ersten 
vier Jahre danach hauptberuflich in der Po-
litik (zumeist als Abgeordneter auf Bundes-
ebene, in Einzelfällen auch auf Landesebe-
ne, seltener auf Parteiebene) angefangen 
und dort sein Geld verdient.« 
Die Domänen der Großbürgerkinder 
sind nach wie vor die Wirtschaft, die Ver-
waltung, die Wissenschaft und die Bundes-
justiz. Im Antwortverhalten unterscheiden 
sich jedoch Richter*innen von Arbeits- und 
Sozialgerichten auf allen Ebenen von ihren 
Berufskolleg*innen. Sie bewerten soziale 
Unterschiede deutlich als weniger gerecht, 
vermutlich weil sie sich mit den Folgen feh-
lender oder mangelnder sozialer Integration 
in ihrem Berufsalltag intensiver auseinan-
dersetzen als Richter*innen an anderen Ge-
richten, Verwaltungsbeamt*innen in Bun-
Michael Hartmann:
Soziale Ungleichheit –
(K)ein Thema für die 
Eliten?
Campus Verlag
Frankfurt 2013
250 Seiten
19,90 EUR
ISBN 978-3-593-
39948-5
Wie Privilegien und Herkunft politische
Entscheidungen beeinflussen
Woher kommen die Mächtigen in unserem Land und wie denken sie 
über die sozialen Verhältnisse?
1  Elite als soziologische Definition benutzt Hartmann 
wie in seinen früheren Untersuchungen für Perso-
nen, »die aufgrund ihrer Position an der Spitze wich-
tiger gesellschaftlicher Organisationen in der Lage 
sind, gesellschaftliche Entwicklungen maßgeblich zu 
beeinflussen« (S. 21).
2  Mehr dazu unter http://www.socialnet.de/rezensio-
nen/15148.php
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Kommt es tatsächlich zu einem Ver-
dachtsfall, so bedeutet das immer eine Krise 
für das gesamte Patenschaftsprojekt. Umso 
wichtiger ist der Hinweis der Autorinnen, 
dass eine Verdachtsabklärung immer mit 
externer Fachberatung erfolgen sollte. Für 
die interne Vorarbeit bietet das Buch auch 
an dieser Stelle umfangreiche Handreichun-
gen. Schließlich gibt es auch Empfehlungen 
für den Fall, dass Pat*innen von Anzeichen 
einer Kindeswohlgefährdung innerhalb der 
Familie berichten.
Schließlich bietet das Buch beispiel-
haft Schulungsbausteine zur Qualifizierung 
der ehrenamtlich tätigen Pat*innen zu fol-
genden Inhalten: Basiswissen zu sexuel-
lem Missbrauch, Aufgaben und Grenzen von 
Pat*innen, Nähe und Distanz in der Paten-
schaft, Verhaltenskodex, Schutzvereinba-
rungen, Hilfe und Unterstützung in der Pra-
xis etc. Ein umfangreiches Literaturverzeich-
nis und zahlreiche Links zum Thema regen 
zum Weiterlesen an.
von Verena Escherich
Warum sind Kinder, die in Paten-
schaftsprojekten betreut werden, beson-
ders »verletzlich«, wie durch den Buchtitel 
vermittelt wird? In dieser Betreuungsform 
gibt es viele Situationen, in denen Pat*in 
und Kind unter sich sind. Ein Setting, das oft 
gute Entwicklungschancen für die in der Re-
gel benachteiligten Kinder bietet, aber auch 
potenzielle Täter*innen anziehen kann. 
Durch präventive Maßnahmen wie Schutz-
konzepte etc. soll ein für alle Beteiligten si-
cherer Rahmen geschaffen werden. Das vor-
liegende Praxishandbuch ist in enger Ko-
operation mit den Trägern von Patenschaf-
ten entstanden und baut auf dem 2010 er-
schienenen Handbuch: »Prävention geht 
alle an!«1 auf, aus dem auch einige Fachar-
tikel in überarbeiteter und ergänzter Form 
übernommen wurden.
Neu ist der ausführliche Praxisteil, in 
dem die Autorinnen Schritt für Schritt die 
einzelnen Stationen von der Gewinnung 
der Pat*innen bis zur Klärung des Verdachts 
auf sexuellen Missbrauch durchgehen. Für 
die jeweiligen Phasen bieten sie vielfälti-
Erlesenes ... Erlesenes ... Erlesenes ... Erlesenes .... Erlesenes ... Erlesenes
ge Praxishilfen in Form von Leitlinien, Fall-
beispielen, Checklisten, Kopiervorlagen für 
Mustervereinbarungen etc. an. Die Auto-
rinnen vermitteln, dass Werbemateriali-
en, Erstgespräche und schließlich die Aus-
wahl der Pat*innen so gestaltet sein müs-
sen, dass das Thema sexueller Missbrauch 
und der Umgang des Projektes damit von 
Anfang an offen kommuniziert werden. Dies 
schafft Transparenz und hält auch potenziel-
le Täter*innen eher auf Abstand.
Positiv hervorzuheben sind u. a. die im Aus-
wahlverfahren zu bearbeitenden Fallbeispiele 
mit Musterlösungen. Sie bieten eine gute Ver-
tiefung der Thematik und ermöglichen es den 
Bewerber*innen, sich mit der künftigen Aufga-
be und Rolle auseinanderzusetzen. Zwei kriti-
sche Anmerkungen: Wenig Orientierung bie-
ten die Kriterien zur Bewertung von Antwor-
ten der Pat*innen im Bewerbungsgespräch. 
Hier werden »ausweichende«, »kurze« oder 
auch »sehr ausführliche« Antworten gleicher-
maßen als »abweichendes« Antwortverhalten 
bewertet (74). Und: Kinder in Patenschaftspro-
jekten hätten überwiegend einen Migrations-
hintergrund, so die Autorinnen. Dann sollten 
jeweils muttersprachliche Informationsblätter 
Standard sein und nicht nur »denkbar, wenn 
ausreichend Mittel vorhanden sind«, wie es 
auf Seite 107 heißt.
Bianca Karlstetter, 
Christine Rudolf-Jilg
(Hg. AMYNA e. V.):
Verletzliche Patenkinder. 
Prävention von sexu-
ellem Missbrauch in 
Patenschaftsprojekten 
– ein Praxishandbuch
Amyna e. V.
München 2013 • 19,50 EUR zzgl. Versandkosten
ISBN 978-3-934735-14-9
Prävention von sexuellem Missbrauch 
in Patenschaftsprojekten
Ein Praxishandbuch zur Stärkung des Kinderschutzes im Rahmen 
ehrenamtlicher Patenschaften
1  Parvaneh Djafarzadeh, Christine Rudolf-Jilg: Präventi-
on geht alle an! Ansätze interkultureller und struk-
tureller Prävention von sexuellem Missbrauch. Juli 
2010, AMYNA, München. 
 Siehe auch die Rezension in der DDS 6/2011. 
Burn-out ist zum Volksleiden Num-
mer eins geworden. Eine Ursache sind die 
tief greifenden Umbrüche in der Arbeits-
welt. Durch Umstrukturierungen und Neu-
ordnungen sind die Beschäftigten zuneh-
mend der maximalen Gewinnorientierung 
ausgeliefert. Stephan Siemens und Martina 
Frenzel analysieren in ihrer Publikation Ur-
sachen und Folgen des Burn-outs. Sie stel-
len fest, dass den meisten Erkrankten nicht 
Stephan Siemens, 
Martina Frenzel:
Burnout – eine Folge 
der neuen Organisation 
der Arbeit.  Ein Leitfaden 
zum Verständnis für 
Interessenvertretungen 
und Beschäftigte.
Arbeit und Leben 
DGB/VHS Herford
100 Seiten, 6,50 EUR
Folgende Bücher empfiehlt der DGB-Info-Service »einblick«
Leitfaden zu Burn-out
bewusst ist, welche Faktoren auf ihre Psy-
che einwirken. Diese Unbewusstheit ermög-
licht den Prozess des Burn-outs. Der Rat der 
Autor*innen: Um dem »Ausbrennen« der 
Beschäftigten entgegenzuwirken, müssen 
ihnen die neuen Formen der Arbeitsorgani-
sation bewusst gemacht werden. Dann kön-
nen sie sich schützen und Betriebsräte kön-
nen wirksame Gegenmaßnahmen ergreifen.
Die Zerschlagung der Gewerkschaften 
1933 durch die Nazis war von Verhaftungs-
wellen begleitet. Das biografische Handbuch 
»Gewerkschafter im Nationalsozialismus« 
beschreibt die Schicksale der in den KZs Ora-
nienburg und Sachsenhausen inhaftierten 
Gewerkschafter*innen. 
Siegfried Mielke, 
Stefan Heinz (Hrsg.):
Gewerkschafter in den 
Konzentrationslagern 
Oranienburg und 
Sachsenhausen.
Schriftenreihe »Gewerk-
schafter im Nationalsozia-
lismus«, Band 6
Metropol Verlag
Berlin 2013
869 Seiten, 36 EUR
Viele haben das KZ nicht überlebt. Der 
Band stellt auch das Engagement der Über-
lebenden beim Neuaufbau der Gewerk-
schaften vor. Ziel der gesamten Schriften-
reihe ist es, dem gewerkschaftlichen Wider-
stand gegen die Nazis zu mehr Beachtung zu 
verhelfen.
Gewerkschafter*innen in Konzentrationslagern
Band 6 der Schriftenreihe »Gewerkschafter im Nationalsozialismus«
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Die Stadt Nürnberg, als zweitgrößter kommunaler
Schulträger in Bayern mit ca. 23.000 Schülerinnen und 
Schülern an 36 beru ichen Schulen, sucht zum Februar 2014
Lehrkräfte mit der Befähigung 
für das Lehramt 
an beru ichen Schulen
der Fachrichtungen
- Wirtschaftspädagogik 
  (Diplom-Handelslehrer/innen bzw. Master of Science) 
  bevorzugt mit den Zweitfächern Mathematik, Informatik,   
 Deutsch, Englisch oder Sozialkunde
- Elektro- und Informationstechnik
- Gesundheits- und P egewissenschaften
- Sozialpädagogik
  bevorzugt mit dem Zweitfach Musik bzw. abgeschlossener 
 Ausbildung als Erzieherin/Erzieher
Ihre Aufgaben 
Gesucht werden engagierte Lehrkräfte für den Einsatz an kauf-
männischen und gewerblich-technischen Schulen, die den 
Weg einer modernen Schulentwicklung mitgehen, team- und 
handlungsorientiert unterrichten, über hohe Fach- und Sozial-
kompetenz verfügen, zeitgemäße Medien im Unterricht ein-
setzen, mit ihren kreativen Ideen die Qualität der beru ichen 
Schulen fördern und sich auch außerhalb der unterrichtlichen 
Tätigkeit für die Schulgemeinschaft engagieren. 
Wir erwarten
Als Bewerberin/Bewerber haben Sie die 2. Staatsprüfung 
für das Lehramt an beru ichen Schulen in einer der oben 
genannten Fachrichtungen erfolgreich abgelegt.
Wir bieten
eine Beschäftigung nach den Bedingungen des TVöD, bei 
Vorliegen der beamtenrechtlichen Voraussetzungen im 
Beamtenverhältnis.
Ihre Bewerbung 
senden Sie bitte bis 20. Dezember 2013 mit aussagefähigen
Bewerbungsunterlagen an die Stadt Nürnberg, Personalamt,
z. H. Frau Leonhardt (kaufmännische Schulen) bzw. Frau 
Deinhard (gewerblich-technische Schulen), Fünferplatz 2, 
90403 Nürnberg. Telefonisch erreichen Sie uns unter 
09 11 / 2 31 - 29 81 bzw. - 23 46.
Bitte verwenden Sie nur Kopien, weil eine Rücksendung 
der Unterlagen nicht erfolgen kann. Die Informationen im 
Internet unter stellenmarkt.nuernberg.de sind Bestandteil 
dieser Stellenausschreibung.
Chancengleichheit ist die Grundlage unserer Personalarbeit
DDS 10/2013, S. 18 
»Neue Berufsgruppe Schulbegleiter*in!?«
Bravo! Die sonderpädagogische Fach-
gruppe hat hier einen Volltreffer gelan-
det, der freilich auch schon längst fällig 
war: Die Probleme rund um die sogenann-
ten Schulbegleiter*innen schreien nach ei-
ner politischen Lösung. Die Fachgruppe sieht allerdings nur den einen 
Teil des Eisbergs, nämlich den an ihren eigenen Arbeitsplätzen. Laut An-
gaben des Verbands der Bayerischen Bezirke (Landtagsanhörung vom 
18.4.2013) waren als Schulbegleiter*innen 2012 eingesetzt: 2.733 Per-
sonen, davon 1.862 an Förderschulen und 871 an Regelschulen, beide 
Beschäftigungsarten mit steigender Tendenz. Einige wenige dieser Per-
sonen (v. a. bei autistischen Kindern) sind sogar Fachkräfte, ansonsten 
finden sich alle möglichen Ausbildungen, die aber für die Arbeitsbedin-
gungen keine Rolle spielen.
Wenn der Grundsatz gilt, dass eine Gewerkschaft alle an einem Arbeits-
platz beschäftigten Personen erfasst, dann müssen diese Kräfte zweifel-
los von der GEW organisiert und vertreten werden.
Dass dies auch dringend geboten und der Punktekatalog der Fachgrup-
pe zielführend ist, zeigt die Praxis der Bezirke, Umfang und Niveau die-
ser Arbeitskräfte einseitig nach unten zu drücken, um Kosten zu sparen. 
So haben diese meist viel zu wenig Arbeitszeit, um mit den Lehrkräf-
ten im Team zu arbeiten, geschweige denn für die dringend nötige Ein-
arbeitung und Fortbildungen sowie Elternarbeit. Sie sind nämlich un-
ter der Fiktion eingestellt, nicht pädagogisch tätig zu sein – ein Wider-
spruch in sich!
Für den Freistaat sind sie so natürlich ein wohlfeiles Feigenblatt für sei-
nen lächerlich niedrigen Beitrag zu einer inklusiven Schule, für die Be-
zirke eine ungeliebte, rechtlich erzwungene Maßnahme der Eingliede-
rungshilfe, von der sie sich nur zu gerne verabschieden würden.
Eine Weiterentwicklung der Maßnahme »Schulbegleitung« ist daher 
unerlässlich: Diese muss Teil des Systems Schule werden, Vollbeschäfti-
gung muss möglich sein, die pädagogische Zweitkraft auch in den Regel-
schulen (Beispiel: Montessorischulen) muss zur Regel werden!
Allerdings dürfte auch dann noch ein kleiner Rest echter Assistenzkräfte 
übrig bleiben, die von den Bezirken finanziert werden, eine Mischfinan-
zierung (mit staatlichem Anteil) wäre wünschenswert.
Würden auch diese Kräfte vom KM angestellt, sind Nachteile wie büro-
kratisch bestimmter Einsatz, fehlende Elternmitsprache, stärkere Fluk-
tuation u. Ä. zu befürchten.
Günther Schedel-Gschwendtner
Mitglied von ›gemeinsam leben – lernen‹ und »Netzwerk Inklusion Bayern«
DDS 10/2013, S. 19
»Wir brauchen politische Bildung – und zwar alle Formen«
Den Satz, die nonformale politische Bildung sei mit dem Beschluss der 
Stadt München zur Neukonzipierung der politischen Bildung abge-
schafft worden, finde ich hart. Die GEW hat doch sicher einen breite-
ren Begriff von Bildung und versteht nicht nur das als Bildung, was mit 
Schulklassen innerhalb oder außerhalb von Schulhäusern passiert. Di-
verse Projekte des Medienzentrums, die Etablierung von formaler und 
informeller Partizipation in Jugendzentren, die Planungsbeteiligung von 
Kindern und Jugendlichen in Stadtteilen, die Arbeit mit Jugendlichen 
in einer Ausstellung wie »Pastinaken raus« etc., all das ist davon völ-
lig unberührt, läuft weiter und ist nonformale politische Bildung. Zu kri-
tisieren ist der Titel dieses Beschlusses: Was heißt hier »politische Bil-
dung in München«? Gehören denn MVHS, KJR und andere Einrichtun-
gen der Jugendbildung, die politische Bildung betreiben, nicht zu Mün-
chen? Oder sind sie nur Zulieferer für das neue Kompetenzzentrum im 
Pädagogischen Institut?
Zu Mini-München: Als ich die Zoff-Akademie in Mini-München ver-
sucht habe zu etablieren, bin ich auch in Konflikt mit dem Stellenwert 
der Sponsoren gekommen. Aber ehrlicherweise muss man dazu sagen: 
Mini-München bekommt halt nicht genügend Zuschuss von der Stadt 
München, um ohne Sponsoren das Angebot kostenlos aufrechterhalten 
zu können. Und die Veranstalter halten es für falsch, Eintrittsgelder zu 
verlangen, weil das sicher viele Kinder ausschließen würde.
»Es bewegt sich was«, schreibt Dorothea Weniger am Schluss des Arti-
kels. Das ist auch meine Hoffnung: Vielleicht gibt es ja jetzt die Chance, 
eine Zusammenarbeit von schulischen und außerschulischen Fachleu-
ten auf Augenhöhe aufzubauen. Die außerschulischen Projekte wollen 
nicht Dienstleister für die Schulen sein, sondern Angebote und Projekte 
politischer Bildung entwickeln, bei denen die unterschiedlichen Kompe-
tenzen gut zum Tragen kommen.
Renate Grasse
Pädagogin M. A., Arbeitsgemeinschaft Friedenspädagogik e. V. 
Institut für Gewaltprävention und demokratische Bildung
Leserbriefe ... Leserbriefe 
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Vorstellungen über Geschlechterverhältnis-
se auseinandersetzt. Dies wird, neben der 
Vermittlung von allgemeinen Grundkennt-
nissen über die rechte Szene, der zentrale in-
haltliche Orientierungspunkt einer Weiterbil-
dungsreihe sein, die vom »Dissens – Institut 
für Bildung und Forschung« in Kooperation 
mit dem »Institut für Jugendarbeit Gauting« 
und der Landeskoordinierungsstelle Bayern 
gegen Rechtsextremismus ab Februar 2014 
angeboten wird. Auf dieser Grundlage kön-
nen dann Kindern und Jugendlichen vielfäl-
tige Möglichkeiten angeboten werden, sich 
geschlechtlich individuell und gleichberech-
tigt zu entwickeln. Somit werden ihnen alter-
native Angebote zu den individuell stark ein-
engenden und hierarchisierten Geschlechter-
vorstellungen in neonazistischen Lebenswel-
ten gemacht.
Die Fortbildung richtet sich an Jugend-
bildungsreferent*innen der Verbände, Päda-
gogische Mitarbeiter*innen von Jugendringen 
und aus der Offenen Kinder- und Jugendar-
beit, Streetwork und Gemeindejugendarbeit. 
Das ausführliche Konzept mit den Bewer-
bungsunterlagen gibt es beim Institut für Ju-
gendarbeit in Gauting:
info@institutgauting.de
www.institutgauting.de
Mitmach-Aktion für Auszubildende im 
Gastgewerbe
Sie klagen häufig über schlechte Ausbildungs-
bedingungen: die Auszubildenden der Hotel- 
und Gaststättenbranche. Das belegt Jahr für 
Jahr der DGB-Ausbildungsreport. Die NGG-
Region Rhein-Main hat nun ein beteiligungs-
orientiertes Projekt gestartet, um zu erfah-
ren, welche Verbesserungsvorschläge Auszu-
bildende selbst haben. Darüber hinaus sind 
die Azubis eingeladen, sich in den Gremien 
der NGG zu engagieren. In einem eigens ein-
gerichteten Diskussionsforum können sie sich 
zu Wort melden, Missstände anprangern und 
Unterstützerverein des »Bündnisses für 
Toleranz, Demokratie und Menschen-
rechte« gegründet
Die GEW Bayern ist Mitglied im »Bündnis für 
Toleranz, Demokratie und Menschenrech-
te« und unterstützt das Bündnis nicht nur 
ideell, sondern auch finanziell. Damit enga-
giert sie sich wie über 30 Partner für die Er-
zahlung und Entwicklung einer demokrati-
schen Grundordnung und gegen  Rechtsext-
remismus. Mit seinen Zuwendungen leistet 
das Bündnis wirksame Aufklärungsarbeit vor 
allem in Schulen und Jugendorganisationen 
und fördert Aussteiger*innen aus der rechts-
extremen Szene.
Bisher wird die Arbeit des Bündnisses aus-
schließlich von pauschalen Zuwendungen der 
Mitgliedsorganisationen finanziert, d. h. die 
verfügbaren Mittel sind zum einen eng be-
grenzt und zum anderen können die Förderer 
aufgrund der Organisationsform des Bünd-
nisses ihre finanzielle Unterstützung steuer-
lich nicht geltend machen. Die Einzelmitglie-
der der Unterstützer bzw. Organisationen 
leisten zwar einen indirekten Beitrag, werden 
aber bisher nicht gezielt angesprochen. Des-
halb wurde auf Initiative des ehemaligen Lan-
desbischofs, Dr. Johannes Friedrich, ein Un-
terstützerverein gegründet, der sowohl Ein-
zelmitglieder als auch Förderer aus der Pri-
vatwirtschaft gewinnen möchte. Dieser För-
derverein ist als gemeinnützig anerkannt und 
berechtigt, Spendenquittungen auszustellen.
www.bayerisches-buendnis-fuer-toleranz.de
Berater*innen gegen Rechtsextremismus 
– Geschlechterbilder im Neonazismus
Männlichkeits- und Weiblichkeitsinszenierun-
gen spielen in den Lebenswelten der rechten 
Szene eine bedeutsame Rolle und sind zen-
tral für Hinwendungsprozesse von Kindern 
und Jugendlichen. Doch meistens wird nicht 
über Geschlecht gesprochen, wenn es um 
Neonazismus/Rechtsextremismus geht. Ak-
tuelle Studien belegen, dass präventiv päd-
agogisches Arbeiten dann besonders Erfolg 
versprechend ist, wenn es sich kritisch mit 
geschlechterbezogenen Rollenbildern und 
Dies & Das
diskutieren; die Ergebnisse werden in einen 
Forderungskatalog übernommen. Und wenn 
der fertig ist, schickt ihn die NGG an die Ar-
beitgeber.
www.gute-ausbildung-im-gastgewerbe.de
Kurzfilmtag der DOK.education
in München für Kinder ab 6 Jahren
Kulturelle Teilhabe am künstlerisch wertvollen 
Medium Dokumentarfilm und der Erwerb von 
Medienkompetenz sind die Maßstäbe, denen 
sich DOK.education verschrieben hat. Die Do-
kumentarfilmschule fokussiert auf den Aspekt 
von Wahrheit und Wirklichkeit, der gerade für 
Kinder und Jugendliche von großer Bedeutung 
ist. Längst sprechen wir von den »Digital Nati-
ves«, wenn es um die Kinder und Jugendlichen 
des digitalen Zeitalters geht. In einem nie zu-
vor gekannten Ausmaß sind sie Nutzer*innen 
und Zielgruppen medialer Angebote. Was aber 
nehmen sie wahr, wie erkennen sie, was echt 
ist? Die Dokumentarfilmschule bei DOK.edu-
cation setzt genau da an und wird zum Aus-
gangspunkt einer »Schule des Sehens«. 
Am 21. Dezember 2013 – dem kürzesten Tag 
des Jahres – wird zum zweiten Mal in ganz 
Deutschland mit dem Kurzfilmtag der kurze 
Film in seiner ganzen Vielfalt, Kreativität und 
Experimentierfreude gefeiert, in einem Kurz-
filmprogramm, dass speziall auf Kinder ab 6 
Jahren zugeschnitten ist. In einer 90-minüti-
gen »Schule des Sehens« zeigt DOK.educa-
tion während des Internationalen Dokumen-
tarfilmfestivals München den 25-minütigen 
Kurzfilm »Khuyagaa« von Uisenma Borchu, 
Studentin der Hochschule für Fernsehen und 
Film in München. In einem anschließenden 
Filmgespräch wird ausführlich auf Machart 
und Wirkung des Dokumentarfilms eingegan-
gen. In einem unterhaltsamen und kindge-
recht aufgebauten Workshop lernen die Kin-
der Wahrheit und Realität zu unterscheiden.
Samstag, 21.12.2013, 14.00 bis 15.30 Uhr im 
Kino der Hochschule für Fernsehen und Film
Eintritt frei, Anmeldung erwünscht unter:
reichert@dokfest-muenchen.de
www.dokfest-muenchen.de
Lesestart –  
Drei Meilensteine für das Lesen 
Am 27. November 2013 fiel in der Münch-
ner Stadtbibliothek der Startschuss für den 
Bayernauftakt der deutschlandweiten Lese-
kampagne »Lesestart – Drei Meilensteine für 
das Lesen« mit einer Vielzahl von Veranstal-
tungen. Ziel der vom Bundesministerium für 
Bildung und Forschung geförderten und von 
der Stiftung Lesen durchgeführten Initiative 
ist es, die Weichen für die Schlüsselkompe-
tenz Lesen möglichst früh zu stellen und die 
Bildungschancen von allen Kindern von An-
fang an zu stärken. Zur Kampagne gehört die 
Verteilung von Lesestart-Sets an alle Eltern. 
Eltern können von 2013 bis 2015 ein alters-
gerechtes Leseset in der öffentlichen Biblio-
thek abholen. Das Leseset enthält ein passen-
des Bilderbuch und Informationen für Eltern 
rund um das Vorlesen.  An der Aktion betei-
ligen sich landesweit über 1000 kommunale 
Stadt- und Gemeindebibliotheken und kirch-
liche Büchereien.
Weitere Informationen gibt es über:
www.lesestart.de/veranstaltungen.html
Peter Baldus
n	 Lehrer von 1974 bis 2003.
n	 Karikaturist seit 1967, veröffentlicht 
seit 1982 regelmäßig zu den  
Themenbereichen  
Erziehung, Bildung, Schule in Zeit-
schriften und Büchern.
n	 Ständiger Karikaturist der GEW-
Zeitung »Erziehung und Wissen-
schaft Niedersachsen« sowie einiger 
anderer GEW-Publikationen
Peter Baldus hat auch für die GEW in 
Bayern schon zahlreiche  Plakatmotive 
entwickelt. Nun hat der Kollege mit seinen 
Karikaturen einen Kalender für 2014 
erstellt. 
Vieleicht braucht noch jemand ein kleines  
Geschenk? Nähere Informationen zum 
Kalender über:  peter-baldus@gmx.de
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Computerkurs für 
Senior*innen
Der Kurs findet 10 x mittwochs statt,  
jeweils von 16.00 Uhr bis 18.00 Uhr
Start: 08.01.2014, letzter Termin: 19.03.2014
in Rosenheim, Computerraum der Berufsschule II
Wittelsbacherstr. 16a • Rosenheim
Standardanwendungen am PC und Dienste im World Wide Web nutzen 
ist mit viel Spaß und Zeit auch und gerade nach der aktiven Berufs-
phase erlernbar. Dazu bietet die GEW Bayern diesen Kurs an.  
Durchführung: Manfred Doetsch. Es sind 15 TN-Plätze vorhanden.
Vorkenntnisse: Keine! 
Mitzubringen sind Wünsche, Anregungen, Fragen und Geduld. 
Das Kursprogramm ist nicht starr festgelegt. Die Wünsche der 
Teilnehmer*innen stehen im Vordergrund. Es gilt das Motto wie bei 
Bergtouren: Der/die langsamste Teilnehmer*in bestimmt das Tempo.  
Das hat sich bewährt, zumal während des Wartens Gelegenheit  
besteht, sich anderweitig am Computer zu betätigen.
Teilnahmegebühr 20 EUR für GEW-Mitglieder, sonst 50 EUR 
Anmeldung an: susanne.glas@gew-bayern.de
GEW Bayern, Schwanthalerstr. 64, 80336 München
Tel. 0 89-54 40 81 16 • Fax: 0 89-5 38 94 87
Interessante Veranstaltungen ab Dezember 2013
13.-14.12.2013 Schreib doch schnell mal was dazu! Journalistische Grundregeln, Text-
formen kennenlernen u. a. Mit Dagmar Thiel, Journalistin.
Bereits ausgebucht. Bei Interesse nach freien Plätzen fragen.
Zwei-Tages-Seminar Nürnberg
Caritas-Pirckheimer-Haus
Fr. 16.00 - Sa. 16.00 Uhr
08.01.-
19.03.2014
Computerkurs für Senior*innen. Mit Manfred Doetsch.
TN-Beitrag: 50 EUR, GEW-Mitglieder: 20 EUR.
Näheres siehe unten.
Kurs jeweils
mittwochs
Rosenheim
Berufsschule II
jeweils 16.00 - 18.00 Uhr
10.-11.01.2014 Bilder anschauen – den eigenen Augen trauen.** Bildergespräche mit 
Dr. Gabriele Sprigath, Kunsthistorikerin, LMU München. Bei Interesse 
nach freien Plätzen fragen. TN-Beitrag: 40 EUR, GEW-Mitglieder: 20 EUR.
Zwei-Tages-Seminar München
DGB-Haus
Fr. 16.00 - Sa. 16.00 Uhr
17.-18.01.2014 Arbeitnehmer*in 50 plus – Schaff ich die Arbeit oder schafft sie 
mich?* Mit Barbara Haas (GEW Baden-Württemberg) und Maria Kop-
pold (GEW Bayern). 
Zwei-Tages-Seminar Markt Indersdorf
Akademie Schönbrunn
Fr. 16.00 - Sa. 16.00 Uhr
24.-25.01.2014 Schulterschluss im Gleichschritt. Deutsche Gewerkschaften und die 
Militarisierung. Referenten: Peter Willmitzer und Dr. Peter Strutynski.
Anmeldeschluss: 12.12.2013
Zwei-Tages-Seminar Nürnberg
DGB-Haus
Fr. 16.00 - Sa. 16.00 Uhr
25.01.2014 Was brauchen Kinder unter 3?* Herausforderungen in der Kindertages-
einrichtung mit Kindern bis drei Jahren. Mit André Dupuis.
Seminar Augsburg
IG Metall
10.00 - 16.00 Uhr
31.01.-
01.02.2014
Neue Erziehungsaspekte nach Winterhoff.* Referentin: Sigrid Sittler.
Bei Interesse nach freien Plätzen fragen. 
TN-Beitrag: 40 EUR, GEW-Mitglieder: 20 EUR.
Zwei-Tages-Seminar Marktbreit
AWO-Akademie
Fr. 16.00 - Sa. 16.00 Uhr
07.-08.02.2014 Bilder anschauen – den eigenen Augen trauen.** Bildergespräche mit 
Dr. Gabriele Sprigath, Kunsthistorikerin, LMU München. Bei Interesse 
nach freien Plätzen fragen. TN-Beitrag: 40 EUR, GEW-Mitglieder: 20 EUR.
Zwei-Tages-Seminar Nürnberg
Caritas-Pirckheimer-Haus
Fr. 16.00 - Sa. 16.00 Uhr
14.-15.02.2014 Mediation bei Konflikten am Arbeitsplatz.* Konstruktiver und kreativer 
Umgang mit Konflikten; Management schwieriger Gespräche.
Mit Andreas Wagner.
Zwei-Tages-Seminar Abensberg
BBW St. Franziskus
Fr. 16.00 - Sa. 16.00 Uhr
*  Anmeldung nötig, falls nicht anders angegeben: GEW-Geschäftsstelle, Susanne Glas, susanne.glas@gew-bayern.de, Tel.: 0 89-54 40 81 16, Fax: 0 89-5 38 94 87
** Teilnahmegebühr
Die Übersicht wird ständig aktualisiert, entsprechende Hinweise bitte an Susanne Glas in der GEW-Landesgeschäftsstelle: susanne.glas@gew-bayern.de
Das Lehramtsprojekt  
der GEW München  
lädt ein
 
Referendariat und Versicherungsschutz
Mittwoch, 15.01.2014
20.00 Uhr, LMU, Leopoldstr. 13, Raum 2301
Infos für zukünftige Referendar*innen und Lehramtsanwärter*innen. 
Kolleg*innen der Jungen GEW aus der Grundschule, Mittelschule, 
Realschule, Förderschule und Gymnasium geben viele Informationen 
aus ihrer Referendariatszeit. Außerdem kommt ein Spezialist zum 
Thema Krankenversicherung, um Fragen zu beantworten.
Erste-Hilfe-Kurs (16 Std.) fürs Sportlehramt
Samstag und Sonntag, 18.01. und 19.01.2014
9.00 Uhr - 16.00 Uhr, Seitzstr. 8
Dieser Kurs ist für Sportlehramtsstudierende nach LPO I, § 57 
Prüfungsvoraussetzung und wird in Kooperation mit dem BRK München 
angeboten.
Preis: GEW-Mitglieder: 26 EUR, Nichtmitglieder: 33 EUR
Die Mitgliedschaft kann bei Anmeldung abgeschlossen werden.
Anmeldung bis 06.01.2014 unter la-m@gew-bayern.de
Eine gemeinsame Schule für alle oder das 
gegliederte Schulsystem?
Mittwoch, 22.01.2014
20.00 Uhr - 22.00 Uhr, LMU, Leopoldstr. 13, Raum 2301
Gele Neubäcker, Vorsitzende der GEW Bayern, diskutiert mit 
Studierenden die Frage, ob Chancengerechtigkeit durch eine 
gemeinsame Schule für alle erhöht werden kann oder die Bildung durch 
das gegliederte Schulsystem doch besser ist.
Kontakt für Nachfragen:
la-m@gew-bayern.de
Vorankündigung:
Informationen zum Auslandsschulwesen
Informationsveranstaltung in München, 19.02.2014
DGB-Haus, Raum T 0.01 • 15.00 Uhr
Zur Information und Diskussion stehen bereit:
Ministerialrat Thomas Mayer vom KM sowie Michael Schopp, Vertreter 
der GEW Bayern in der Arbeitsgruppe der Auslandslehrkräfte der GEW.
Dieser Hinweis dient der Terminankündigung. Weitere Informationen gibt 
es in der Februar-Ausgabe der DDS im Rahmen eines Artikels.
Infos gibt es auch unter: 
www.gew.de/agal.html oder www.auslandsschulwesen.de
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Ansbach Pädagogischer Stammtisch in regelmäßigen Abständen, 
Termine dazu und weitere Informationen: www.gew-ansbach.de 
Kontakt: Günther Schmidt-Falck,  0 98 02/95 31 42
Aschaffenburg/Miltenberg Termine und Themen der Treffen siehe  
Aktionskalender auf www.gew-aschaffenburg.de 
Kontakt: Christiane Hirsch-Holzheimer,  0 60 24/77 23
Augsburg jeden 1. Schulmittwoch im Monat offene Vorstandssitzung 
ab 19.30 Uhr im Augsburger GEW-Büro, Schaezlerstr. 13 1/2
Kontakt: Martin Proißl,  08 21/3 49 85 53, info@gew-augsburg.de
Bad Neustadt Treffen nach Vereinbarung
Kontakt: Wolfgang Büchner,  0 97 73/82 86
Bad Tölz/Wolfratshausen Offener Treff jeden 1. Donnerstag im Monat 
20.00 Uhr, Ratsstuben Geretsried
Kontakt: Andreas Wagner,  0 81 71/96 56 05
Bamberg Termine/Themen der Treffen siehe: www.gew-oberfranken. de 
Kontakt: Ernst Wilhelm,  09 51/6 78 88
Bayreuth am 1. Mittwoch oder 1. Donnerstag (alternierend) im Monat 
19.30 Uhr Stammtisch mit Vorstands-Treff, Gaststätte Lochner, Badstraße, BT 
Kontakt: Ernst Friedlein, 0 92 01/5 90, Roland Dörfler,  09 21/9 26 55
Coburg jeden 2. Mittwoch im Monat, 20.00 Uhr,
Da Mario, Sally-Ehrlich-Str.7, Coburg
Kontakt: Jürgen Behling,  0 95 66/80 80 60, behling.j@gmx.de
Donau-Ries/Dillingen mittwochs nach Vereinbarung, 19.30 Uhr, 
wechselnd DGB-Haus Nördlingen oder Posthotel Traube Donauwörth
Kontakt: Hansjörg Schupp,  0 90 83/4 16, Fax: 0 90 83/9 10 78
Erding Stammtisch jeden dritten Donnerstag des Monats (außer Ferien)
19.30 Uhr beim Wirt in Riedersheim
Kontakt: Peter Caspari,  0 81 24/92 37, peter.caspari@t-online.de
Erlangen jeden Dienstag Sprechstunden von 17.00 -18.00 Uhr, Arbeitslosen-
beratung: jeden 1. + 3. Mittwoch im Monat, 18.00 - 19.00 Uhr, Friedrichstr. 7
Kontakt:  0 91 31/8 11 94 51, info@gew-erlangen. de, www.gew-erlangen.de
Forchheim jeden 2. Donnerstag im Monat, 19.30 Uhr
Vogelgässler, Vogelstr. 16
Kontakt: Andreas Hartmann,  0 91 91/70 24 32
Fürth Sprechzeiten im GEW Bezirksbüro, Luisenstr. 2 90762 Fürth  
am Dienstag von 14.15 Uhr bis 16.15 Uhr
Fürth »Gewerkschaftlicher Durchblick« jeden 1. Dienstag im  
Monat 19.00 Uhr, »Zu den sieben Schwaben«, Otto-Seling-Promenade 20 
Kontakt: Gerhard Heydrich,  09 11/8 01 97 00
Hof monatliche Treffen: Mittwoch 20.00 Uhr, Hof 
Konkrete Termine bitte anfragen.
Kontakt: Karl-Heinz Edelmann, edekarl@yahoo.de
Ingolstadt/Eichstätt/Neuburg offene Vorstandssitzung am 3.Donnerstag 
im Monat (außer Ferien) ab 17.30 Uhr im Gewerkschaftshaus Ingolstadt 
Kontakt: L. P. Thierschmann,  08 41/98 06 39 u. thierschmann.gew@email.de
Kempten Treffen nach Vereinbarung 
Kontakt: Doris Lauer,  08 31/2 79 10
Lindau Treffen nach Vereinbarung
Kontakt: Irene Mathias,  0 83 82/2 83 09
Main-Spessart Treffen nach Vereinbarung
Kontakt: Elfriede Jakob-Komianos,  0 93 52/57 68
oder Wolfgang Tröster,  0 93 53/81 81
Memmingen/Unterallgäu Termine auf Anfrage 
Kontakt: Stefan Kohl,  0 83 31/6 40 00 09 
gew-unterallgaeu@gmx.de
München Fachgruppe Berufliche Schulen  
Termine auf Anfrage
Kontakt: Joe Lammers,  0 89/3 08 82 43
München Fachgruppe Grund- und Hauptschulen 
Termine: www.gew-muenchen.de
Kontakt: Jürgen Pößnecker, 0 89/66 80 91
München Fachgruppe Gymnasien  
Termine auf Anfrage
Kontakt: Andreas Hofmann, andreas.hofmann@gew-bayern.de
München Fachgruppe Hochschule und Forschung 
Termin: Jeden 3. Montag im Monat, 19.00 - 21.00 Uhr
Kontakt: michael.bayer@gew-muenchen.de
München Fachgruppe Realschulen Termine auf Anfrage
Kontakt: Heidi und Alexander Lungmus, fam.lungmus@t-online.de
München Fachgruppe Sonderpädagogische Berufe
Termine: www.gew-muenchen.de
Kontakt: Wolfram Witte,  0 89/13 46 54
München Fachgruppe Sozialpädagogische Berufe
jeden 1. Mittwoch im Monat, 19.00 Uhr, DGB-Haus
Programm: www.gew-muenchen.de
Kontakt: Bernd Englmann-Stegner, 	0 89/49 68 81
München Lehramtskampagne an der Universität 
und GEW-Studierende  
Kontakt: la-m@gew-bayern.de
München AK Personalräte und Vertrauensleute  
monatlich Treffen: Mittwoch 17.00 Uhr, DGB-Haus, Termine auf Anfrage
Kontakt: Hacki Münder,  0 89/4 48 39 16
und Franz Stapfner,  0 89/5 80 53 29
München Arbeitsgemeinschaft Jugendliteratur und Medien (AJuM)
Treffen nach Vereinbarung 
Kontakt: daniela.kern@ajum.de,  01 70/5 43 04 55
München AK »friedliche_Schule und Hochschule« 
1. Schulmontag, 17.00 Uhr, DGB-Haus, Kontakt: StephanLip@web.de
Neumarkt/Oberpfalz Mittwoch nach Vereinbarung,  
19.30 Uhr, Plitvice
Kontakt: Sigi Schindler,  0 91 85/10 91
Neu-Ulm/Günzburg Treffen: monatlich, Termin auf Anfrage
Gasthaus Lepple, Vöringen, oder Pizzeria Helfenstein, Ulm
Kontakt: Ulrich Embacher,  0 73 07/2 33 96
Nürnberg Fachgruppe Berufliche Schulen 
Termine auf Anfrage
Kontakt: Reinhard Bell,  09 11/3 18 74 56
Nürnberg Fachgruppe Grund- und Hauptschulen 
Termine und Infos unter www.gew-nuernberg.de
Kontakt: Werner Reichel,  09 11/30 14 91
Nürnberg/Fürth FG Sonderpädagogische Berufe Mittelfranken  
Termine und Infos unter: www.gew-fachgruppe.de.vu
Kontakt: Stephan Stadlbauer,  09 11/7 36 03 10
Nürnberger Land Termine auf Anfrage
Kontakt: Hermann Hagel,  0 91 28/72 90 51
Pfaffenhofen jeden 2. Donnerstag im Monat 
20.00 Uhr, Griechisches Restaurant Afrodite in Niederscheyern
Kontakt: Norbert Lang-Reck,  0 84 41/7 11 92
Regensburg jeden 2. Donnerstag im Monat, ab 19–.30 Uhr, 
Stefanos, Bruderwöhrdstr. 15
Kontakt: Peter Poth,  09 41/56 60 21
Regensburg gemeinsame Studierendengruppe GEW/ver.di 
14tägig dienstags, genaue Termine unter: http://shk.wie-studieren.de 
oder http://jugend-oberpfalz.verdi.de/studierende/studentengruppe
Kontakt: Jan Bundesmann, jan.bundesmann@gmx.de
Rosenheim/Kolbermoor jeden 3. Mittwoch im Monat, 
19.00 Uhr, im »Z - linkes Zentrum«, Innstr. 45, Rosenheim
Kontakt: Andreas Salomon,  0 80 31/9 51 57
www.gew-rosenheim.de
Schweinfurt jeden 2. Dienstag im Monat, 19.00 Uhr
Kontakt: Karl-Heinz Geuß,  0 97 21/18 69 36
Selb jeden 1. Schulmontag im Monat, 20.00 Uhr, Golden Inn, Bahnhofstraße
Kontakt: Fred Leidenberger,  0 92 53/12 21
Sulzbach-Rosenberg jeden 3. Mittwoch im Monat, 19.00 Uhr
Gaststätte Sperber
Kontakt: Manfred Schwinger,  0 96 61/77 55
Weiden jeden 1. Schulmontag im Monat, 19.30 Uhr, 
Postkeller, Leuchtenbergerstr. 66, Weiden, gew_wen-new-tir@gmx.de
Kontakt: Richard Dütsch,  09 61/6 34 39 34
Weißenburg (Mfr.) jeden 1. Donnerstag im Monat, 19.00 Uhr Casino
Kontakt: Harald Dösel,  0 91 41/90 10 36
Würzburg jeden 2. Mittwoch (ab 1. Schuldienstag nach Ferien), 
19.00 Uhr, Altdeutsche Weinstube Würzburg/Heidingsfeld
Kontakt: Sigrid Schwab,  0 93 64/5 07 90 75
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